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Wie soll unser Sozialstaat 
denn sein? –  
Effektiv oder effizient

Viel wird gesprochen von den 
Einsparungen beim Sozialstaat, 
die seinem Erhalt dienen sollen. 
Viele denken bei Sozialstaat an 
Hartz4, Bürgergeld oder Grund-
sicherung. Dies ist aber nur ein 
sehr kleiner Teil dessen, was un-
seren Sozialstaat ausmacht. Denn 
auch Renten- Gesundheits- und 
Bildungssystem, also KiTa, Schu-
le, Hochschule, Unterstützung von 
Kindern und Jugendlichen durch 
Sozialarbeit und Unterstützung 
zur gesellschaftlichen Teilhabe, 
gehören dazu.

Die aktuell erschienene Stu-
die des Unicef Forschungsinstituts 
Innocenti zum Kindeswohl zeigt 
auf, wo die Defizite liegen. Insbe-
sondere im Bereich Bildung sind 
die Befunde alarmierend, auch der 
Abstand zwischen Jugendlichen 
aus benachteiligten Familien ge-
genüber denen aus privilegierten 
Familien ist in Deutschland be-
sonders groß. 

Hier müsste mit entschie-
denem Handeln gegengesteuert 
werden. Können wir uns leisten, 
die Kinder und Jugendlichen al-
lein mit diesem Problem zu las-

sen? Laut vielen Politikern müs-
sen wir das: Wir können uns den 
Sozialstaat nicht mehr leisten.

Und jetzt findet etwas statt, 
was an dieser Stelle gern gemacht 
wird. Man findet schöne Namen 
und Begrifflichkeiten, um Kür-
zungen umzuetikettieren: Die 
Stundenkürzungen an den Integ-
rierten Gesamtschulen diene dem 
Abbau von Privilegien, die (fast) 
Halbierung der Stunden für den 
Sozialindex hänge mit genauem 
Nachrechnen zusammen und sei 
eine lang fällige Korrektur, die 
Abschaffung der Altersermäßi-
gung ab 55 sei eine Angleichung, 
die mit Verbesserungen verbun-
den sei, …

Gleichzeitig werden Maßnah-
men der Jugendhilfe und Rege-
lungen für Teilhabeassistenzen 
an Schulen in den (Kürzungs-) 
Blick genommen, man möchte ef-
fizienter werden, um Geld einzu-
sparen. Das bedeutet aber in der 
Realität immer die Einschrän-
kung von Leistungen, auch dies-
mal wieder bei der Förderung 
von Benachteiligten. Denn zwi-
schen Effizienz und Effektivität 

gibt es einen entscheidenden Be-
deutungsunterschied: Effizient 
bedeutet, etwas mit möglichst 
wenig Aufwand umzusetzen. Ef-
fektiv ist etwas, wenn dadurch 
die bestmögliche Wirkung er-
reicht wird.

Deshalb unser Aufruf: Lasst 
uns gemeinsam und effektiv ge-
gen die Kürzungen protestieren! 

Dafür wird es viele Gelegen-
heiten geben, bereits im Mai und 
Juni finden viele Aktionen und 
Veranstaltungen statt. Auch da-
nach wird es weitergehen.

Nicht nur die Verteidigung 
des Sozialstaats gegen neoliberale 
Kürzungswünsche und -phanta-
sien ist notwendig, wir müssen 
auch für Verbesserungen eintre-
ten, damit benachteiligte Kinder 
und Jugendliche endlich so unter-
stützt werden, wie es notwendig 
ist. Denn auch so wie es aktuell 
ist, ist es nicht ausreichend. 

Laura Preusker und
Sebastian Guttmann

Die Abrissbirne

Bis 2026 konnte die rot-
grüne Agenda 2010 den Ti-
tel des umfangreichsten Sozi-
alkahlschlagprogramms in der 
Geschichte der Bundesrepub-
lik für sich beanspruchen. Die 
Folge war eine signifikante Ver-
schiebung des gesellschaftlichen 
Reichtums von unten nach oben, 
inkl. des Aufbaus des „besten 
Niedriglohnsektors Europas“ 
(Gerhard Schröder). Etwas ge-
nauer: um sich greifende Armut, 
vor allem bei Frauen, Kindern 
und Alten, Schwächung der Ge-
werkschaften, Krise der SPD, 
prekäre Arbeit als Dauerzustand 
auf der einen und höhere Unter-
nehmensgewinne und seit Jahren 
deutlich wachsende Privatver-
mögen bei den Reichsten auf der 
anderen Seite der sich als „neue 
Klassengesellschaft“ (Thomas 
Mayer) präsentierenden BRD.

Das ist nun vorbei. Es fehlt 
noch ein griffiger Name für das 
Sozialstaatsabrissprogramm der 
Regierenden, aber eines steht 
fest: Es wird die Agenda 2010 
weit in den Schatten stellen. „Die 
Bundesregierung bereitet mas-
sive Einschnitte bei sozialen Si-
cherungen vor. Abschaffung des 
Achtstundentags, 16 Milliarden 
weniger für das Gesundheitswe-
sen, mehr Sanktionen für Men-
schen, die auf Bürgergeld an-
gewiesen sind. Und die Pläne 
für die nächsten Angriffe liegen 
schon in der Schublade.“, so ein 
Sprecher der frisch gegründeten 
Kampagne ‚Nicht auf unserem 
Rücken‘.

Die hessische Landesre-
gierung geht voran (B. Rhein: 
„Nicht weniger Merz, wir brau-
chen mehr“) und hat eine eige-
ne Kürzungsorgie aufgelegt, die 
etwa im Vierwochentakt ausge-
weitet wird – nicht, dass jemand 
glaubt, davonzukommen. Auf 
den Seiten zwei bis fünf sind in 
dieser FLZ die wichtigsten die-
ser legalen Verbrechen gegen 
Bildung, Chancengleichheit und 
Inklusion zusammengetragen, 
aber auch die zahlreichen An-
sätze für Widerstand dagegen 
dokumentiert.

„Wir leben im Moment ein-
fach über unsere Verhältnisse“ 
(MdB Mathias Middelberg, 
CDU) ist das Mantra dieser Poli-
tik. Das ist unbestreitbar richtig, 
wenn mit „wir“ der Rüstungs-
haushalt gemeint ist. Der soll 
so sehr wachsen, dass für alles 
andere tatsächlich schlicht kein 
Geld mehr da wäre – mehr dazu 
auf den Seiten sechs und sieben. 
Die Abrissbirne ist zum wichtigs-
ten Mittel der Regierung (nicht 
nur in Berlin, sondern auch in 
Wiesbaden) geworden.

Gegen all das hilft eines: So-
lidarität! Letztere ist die DNA 
der Gewerkschaften, so Lothar 
Reininger, auf den internatio-
nalen Seiten zehn und elf die-
ser Ausgabe.

Viel Spaß beim Lesen, viel 
Kraft und Mut und Solidarität. 
Wir werden alles davon brau-
chen.

Jann Lossdörfer

Arbeitsmittel der Regierung

Sparhaushalte auf dem Rücken der Kinder, der Eltern und der Beschäftigten
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Auch in Frankfurt stehen 
zentrale Institutionen wie die 
Bildungsstätte Anne Frank vor 
existenziellen Herausforderun-
gen. Zivilgesellschaftliche Trä-
ger mussten via Presse erfahren, 
dass die Förderung langfristig 
angelegter Präventionsprojek-
te zum Jahresende 2026 been-
det wird. Für die Bildungsstätte 
Anne Frank bedeutet dies einen 
massiven Fördermittelentzug 
von rund 600.000 Euro jähr-
lich. Konkret droht das voll-
ständige Aus für zwei etablierte 
Leuchtturmprojekte: den „Ko-
operationsverbund gegen Anti-
semitismus“ sowie die „Akade-
mie #DigitalDemocracy“, deren 
Laufzeit eigentlich fest einge-
plant war. Damit ist der Erhalt 
mehrerer Stellen an der Frank-
furter Einrichtung akut gefähr-
det, hochqualifizierten pädago-
gischen Fachkräften droht der 
Verlust ihrer beruflichen Exis-
tenzgrundlage – und das in ei-
nem Bereich, der ohnehin von 
befristeten Arbeitsverträgen 
und untertariflicher Bezahlung 
geprägt ist. Viele werden den 
Sektor verlassen, was zu einem 
enormen Kompetenzverlust füh-
ren wird. 

Dieser Vorgang legt ein ek-
latantes politisches Versagen 
offen: Das Fehlen des im Bund 
blockierten Demokratieförder-
gesetzes. Ein solches Gesetz hät-
te die Arbeit zivilgesellschaftli-
cher Träger endlich von der be-
fristeten Projektfinanzierung in 

eine institutionelle Absicherung 
überführen sollen. Weil es fehlt, 
verbleiben die Einrichtungen 
und ihre Beschäftigten in der 
Prekarität und sind Kürzungs-
diktaten schutzlos ausgeliefert. 
Da es keine ausgeprägte priva-
te Spenden- und Stiftungskul-
tur für politische Bildungsar-
beit gibt, ist ein Wegfall staat-
licher Mittel für die Träger so-
fort existenzbedrohend. 

Dass diese Streichungen 
auch einem ideologischen Kurs-
wechsel entspringen, verdeut-
lichte Ministerin Prien kürzlich 
in einem taz-Interview. Dort er-
klärte sie, dass gesellschaftliche 
Vielfalt an sich „nicht als staat-
liches Förderziel“ zu betrachten 
sei, und warf den Projekten vor, 
zu stark auf ein rein „linkslibe-
rales Milieu“ zu zielen. Die Ge-
genperspektive, die das Minis-
terium hier einnimmt, lautet: 
Der Staat müsse weltanschau-
lich neutral bleiben und solle 
Steuergelder vermehrt in Ba-
sisstrukturen der Gesellschaft 
– etwa in ländliche Sportverei-
ne oder Freiwillige Feuerweh-
ren – lenken, anstatt städtische 
NGO-Strukturen dauerhaft zu 
finanzieren. 

Diese Argumentation ver-
kennt jedoch die reale Bedro-
hungslage. Es geht in der Pra-
xis der Bildungsarbeit längst 
nicht mehr um einen abstrak-
ten, linksliberalen „Vielfalts-
begriff“, sondern um die Be-
kämpfung hochkonkreter Ge-

Es gibt bildungspolitische Zäsuren, deren Tragweite sich erst auf 
den zweiten Blick offenbaren. Die aktuellen Pläne des Bundesbil-
dungs- und Familienministeriums unter Karin Prien (CDU) zur 
Neuausrichtung des Programms „Demokratie leben!“ stellen eine 
solche Zäsur dar. Unter dem Paradigma einer vermeintlich not-
wendigen ordnungspolitischen Bereinigung wird derzeit ein Um-
bau vollzogen, der die mühsam aufgebaute demokratische Infra-
struktur im außerschulischen Bereich empfindlich trifft.  

Auf den ersten Blick scheint 
dieser Anstieg im Etat des Kul-
tusministeriums die Behauptung 
der GEW Hessen entgegenzuste-
hen, dass die Landesregierung im 
Schulbereich eine „Bildungspoli-
tik mit der Abrissbirne“ betreibt. 
Tatsächlich ist der erhöhte Etat 
kein Beleg dafür, dass keine Kür-
zungen erfolgen. 

So steigen die Ausgaben des 
Kultusministeriums schon auf-
grund der im Dezember 2025 er-
folgten Erhöhung der Besoldung 
der Beamt:innen im Jahr 2026. 
Und auch die im kommenden Ju-
li anstehende Tariferhöhung um 
drei Prozent steigert die Ausgaben 
gegenüber dem Vorjahr. Eine wei-
tere Erhöhung der Personalausga-
ben ist durch die schrittweise An-
hebung der Eingangsbesoldung al-
ler Grundschullehrkräfte auf A13 
zu verzeichnen. Außerdem müssen 
mehr Lehrkräfte aufgrund der stei-
genden Schüler:innenzahl einge-
stellt werden. Hinzu kommen wei-
tere Stellen und Mittel beim Ganz-
tagsausbau. Aufgrund der Inflati-
on werden zudem viele Dinge im 
Bereich der Sachausgaben teurer. 

Die erläuterten Ausgabenstei-
gerungen stellen alle keine Verbes-
serung für die Arbeitsbedingungen 
der in den hessischen Schulen be-
schäftigten Lehrkräfte dar. Sie ver-
bessern auch nicht die Qualität des 
hessischen Schulsystems. Die Ge-
haltssteigerungen und damit rund 
die Hälfte der Etatsteigerungen 
des Kultusministeriums dienen aus 
der Perspektive der Lehrkräfte der 
Kaufkraftsicherung und der Teil-
habe an der wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Blieben diese aus, wür-
de der Beruf der Lehrkraft an At-
traktivität verlieren und der Lehr-
kräftemangel in Zukunft noch er-
heblich größer ausfallen. 

Das zusätzliche Geld für den 
Ganztag stellt angesichts des tat-
sächlichen Mittelbedarfs keine 
auch nur annähernd auskömmli-
che Finanzierung sicher. Ganz im 
Gegenteil: Der Rechtsanspruch auf 
einen Ganztagsplatz wird qualita-
tiv in der Fläche schlecht umgesetzt 
– und das sowohl in Hinblick auf 
das eigentlich erforderliche Fach-
personal als auch mit Blick auf die 
eigentlich notwendigen baulichen 
Maßnahmen. 

Insgesamt ist der Verweis auf 
den steigenden Etat des Kultusmi-
nisteriums als Nebelkerze zu be-
werten: Den sich notwendig erge-
benden Steigerungen stehen erheb-
liche Kürzungen gegenüber, die die 
Qualität der Bildung und die Ar-
beitsbedingungen der Lehrkräfte 
verschlechtern. 

Mit Blick auf die Finanzie-
rung des Landeshaushalts sind 
zwei grundlegende Probleme aus-
zumachen, die die Landesregie-
rung nicht benennt: Zum einen 
die so genannte Schuldenbremse 
und zum anderen die strukturelle 
Unterfinanzierung aufgrund einer 

Finanzpolitik der Hessischen Landesregierung: 
Dichtung und Wahrheit 

Kettensägen-Politik:  
Wie Ministerin Prien die Demokratie-
bildung an den Abgrund drängt 

unzureichenden Besteuerung vermö-
gender Haushalte. 

Schuldenbremse verhin-  
dert konjunkturgerechte 
Ausgabepolitik

Wenn die Konjunktur nicht gut 
läuft, entwickeln sich die Steuerein-
nahmen nicht wie erwartet. Dann be-
schränkt die so genannte Schulden-
bremse die kreditfinanzierten Ausga-
benmöglichkeiten. Das aber belastet 
das konjunkturelle Geschehen zu-
sätzlich, da sich jetzt auch noch die 
staatliche Nachfrage verringert und 
das Produktionsgeschehen schwächt. 
Genau diesem Muster folgt die hes-
sische Landesregierung. Es bestände 
zwar die Möglichkeit, im Rahmen der 
Schuldenbremse die Kreditbeschrän-
kungen aufgrund der anhaltenden in-
ternationalen Krisenprozesse auszu-
setzen. Diesen Weg will die hessische 
Landesregierung aber nicht gehen. 

Ein weiteres Problem der Schul-
denbremse ist das durch sie festge-
schriebene Verbot von kreditfinan-
zierten Investitionen. Die Folge hier-
von ist ein gewachsener Investitions-
stau im Bereich der staatlichen Bil-
dungsinfrastruktur (Kitas, Schulen 
und Hochschulen). Zwar sollen die 
Mittel aus dem Sondervermögen Inf-
rastruktur und Klimaneutralität den 
bestehenden Investitionsstau beseiti-
gen. Aber diese Mittel fallen für die 
Bundesländer und die Kommunen 
zu gering aus, um das Problem der 
maroden Infrastruktur komplett zu 
beseitigen. 

Notwendig wäre eine grundle-
gende Reform der Schuldenbremse. 
Diese müsste zum einen kreditfinan-
zierte Investitionen wieder ermögli-
chen. Zum anderen müsste sie ver-
hindern, dass die öffentliche Hand in 
Zeiten von Konjunkturkrisen prozy-
klisch spart. Zwar würde der Schul-
denstand des Landes so etwas stei-
gen, dieser ist aber in den vergange-
nen Jahren deutlich gesunken. Eine 
moderat höhere Schuldenquote wä-
re für das Bundesland Hessen prob-
lemlos tragbar. 

Strukturelle Unter-
finanzierung durch 
unzureichend Vermögens-
besteuerung

Jenseits der Investitionen be-
steht eine erhebliche finanzielle Un-
terfinanzierung im Landeshaushalt. 
Dies gilt insbesondere für den Bil-
dungsbereich – hier wäre vor allem 
mehr Personal erforderlich. Finan-
ziert werden müsste dies über hö-
here Steuereinnahmen. 

Vor diesem Hintergrund ist die 
jüngst beschlossene Senkung der 
Körperschaftsteuer um jährlich ei-
nen Prozentpunkt ab dem Jahr 2028 
von 15 auf 10 Prozent vollkommen 
kontraproduktiv. Für die erhoffte 
positive Wirkung dieser Gewinn-
steuersenkung auf die Investitions-

tätigkeit gibt es keine empirischen 
Belege. Steigern wird die Unterneh-
menssteuersenkung allerdings die 
Gewinneinkommen aus Kapitalbe-
sitz. Da diese Gewinneinkommen 
vor allem im oberen Segment der 
Einkommensverteilung erzielt wer-
den, wird dies die bestehende ho-
he Ungleichverteilung vergrößern. 
Da sich Bundesländer und Bund 
das Aufkommen der Körperschaft-
steuer teilen, wird die Steuersatz-
senkung zu dauerhaften Minder-
einnahmen im hessischen Landes-
haushalt führen. 

Aus Sicht eines Bundeslandes 
wäre demgegenüber die Wiederer-
hebung der Vermögensteuer und 
eine angemessene Besteuerung von 
Unternehmenserbschaften attrak-
tiv, da den Bundesländern das Auf-
kommen aus beiden Steuern in vol-
ler Höhe zusteht. Eine höhere Be-
steuerung großer Vermögen liegt 
nahe, weil sich die Vermögens-
konzentration in den vergangenen 
Jahrzehnten verstärkt hat. So be-
sitzen die reichsten zehn Prozent 

der Bevölkerung mittlerweile fast 
70 Prozent des gesamten Vermö-
gens in Deutschland. 

Im Jahr 1995 fällte das Bun-
desverfassungsgericht ein Urteil, 
dessen Folgen für die Besteuerung 
von Vermögen in Deutschland bis 
heute nachwirken. Das Gericht 
monierte in seinem Urteil die steu-
erliche Besserstellung von Immo-
bilien gegenüber anderen Vermö-
gensarten. Die seinerzeit amtieren-
de Bundesregierung reagierte hie-
rauf nicht etwa mit einer Reform 
der seit Gründung der Bundesre-
publik erhobenen Vermögensteu-
er, sondern setzte diese ab 1997 

Die hessische Landesregierung stellt ihre Politik des Sparens 
und Kürzens als alternativlos dar. Angesichts der schlechten 
Entwicklung der Konjunktur müsse konsolidiert werden. Das 
Kultusministerium behauptet sogar, keinen Sparkurs zu verfol-
gen: Schließlich steige der Bildungsetat im Haushaltsjahr 2026 
von 5,8 Milliarden Euro auf 6,2 Milliarden Euro. 

fahren – etwa Antisemitismus 
oder die extreme rechte Hetze 
auf Plattformen wie TikTok. 
Dass der Staat genau in diesen 
vulnerablen Sektoren innovati-
ve Projekte einstellt, ohne dass 
öffentlich transparente Evaluie-
rungsberichte über deren angeb-
liche Wirkungslosigkeit vorlie-
gen, reißt eine gefährliche Lücke 
in die Präventionsarchitektur. 
Und es gab diese wissenschaft-
liche Begleitung der Projekte – 
Ministerin Prien hat deren Be-
richte nur nicht abgewartet und 
einfach Fakten geschaffen. 

Für die Beschäftigten im 
formalen Bildungssektor hat 
dies spürbare Auswirkungen. 
Schulen sind im stark verdich-
teten Arbeitsalltag zwingend 
auf die Fachexpertise zivilge-
sellschaftlicher Partner angewie-
sen. Wenn diese professionellen 
Unterstützungsnetzwerke weg-
brechen, bleiben Lehrkräfte mit 
den wachsenden Herausforde-
rungen in den Klassenzimmern 
auf sich allein gestellt. 

Der Fall der Bildungsstät-
te Anne Frank ist somit sym-
ptomatisch für die chronische 
„Projektitis“ in der sozialen und 
politischen Arbeit. Anstatt De-
mokratieförderung als staatli-
che Pflichtaufgabe zu begreifen, 
verbleiben freie Träger in kurz-
atmigen Abhängigkeiten. Die 
Gefährdung dieser Stellen ist 
nicht nur ein schwerer Schlag 
für die betroffenen Kollegin-
nen und Kollegen, sondern ein 
struktureller Verlust für die ge-
samte regionale Bildungsland-
schaft, der sich im pädagogi-
schen Alltag rächen wird.

Von Michel Grundmann, 
Referent für Weiterbildung &  

Bildungsmarkt

Kahlschlag überall

Kürzungen und Sparmaß- 
nahmen der Landesregierung 
im Haushalt 2026 –  
eine Übersicht

KITAS 

Im Etat des Sozialministeriums 
ist eine Anpassung der Betriebsko-
stenförderung an die tatsächlichen 
Betreuungszahlen in Tageseinrich-
tungen und in der Kindertagespfle-
ge erfolgt. Die Kürzung der ent-
sprechenden Zuweisungen an die 
Kommunen beläuft sich auf ein 
Volumen von 45 Millionen Euro. 

Auch wenn es dies nicht di-
rekt zu einer Höherbelastung der 
Kommunen führt, ist jeder entzo-
gene Euro für die Kommunen an-
gesichts ihrer prekären Haushalts-
lage schmerzhaft. Deshalb hat der 
Hessischer Städte- und Gemeinde-
bund auch vorgeschlagen, dass die 
45 Millionen Euro für eine Erhö-
hung der Schlüsselzuweisungen des 
Landes genutzt werden sollen. Die-
sem Vorschlag hat sich die GEW 
Hessen angeschlossen.  

SCHULE 

Im Bereich Schule sollen im 
laufenden Jahr 115 Millionen Euro 
eingespart werden. Rund 40 Mil-
lionen Euro weniger werden nach 
Einschätzung des Kultusministeri-
ums gebraucht, weil weniger Men-
schen nach Deutschland fliehen.

Erhebliche Kürzungen sind 
ausgerechnet im Bereich der Lehr-
kräfteausbildung vorgesehen, wo 
es eigentlich dringend große Inves-
titionen bräuchte, um mehr Perso-
nal auszubilden. Geplant ist die 
Schließung von zwei Bildungsstät-
ten, und die Zahl der zu betreu-
enden angehenden Lehrkräfte pro 
Ausbilder:in soll steigen. Außerdem 
soll der Vorbereitungsdienst von 
21 auf 18 Monate verkürzt wer-
den – und dies bei gleichbleibenden 
Ausbildungsstunden und Ausbil-
dungsbestandteilen. Dies wird die 
sowieso schon schwierige Situati-
on von Lehramtsreferendar:innen 
weiter verschlechtern: In einer vor 
kurzem vorgestellten Umfrage zur 
Belastung von Referendar:innen 
der GEW Hessen hatten 90 Pro-
zent der rund 1.000 Teilnehmen-
den angegeben, dass sie körper-
lich und emotional erschöpft sind. 
Mehr als 80 Prozent klagen darü-
ber, dass sich der Vorbereitungs-
dienst negativ auf ihre mentale Ge-
sundheit auswirke. 

Die Zahl der Sozialindex-Stel-
len wird von 650 auf 350 fast hal-
biert. Durch die Streichung von 
Zuschlägen für die Binnendiffe-
renzierung an den Integrierten Ge-
samtschulen sollen weitere fast 100 
Stellen entfallen. Gestrichen wer-
den auch die Fördergelder für das 
Pilotprojekt „Digitale Welt“. Es 
soll als „freiwilliges Ganztagsan-
gebot“ weitergeführt werden. Die-

se Kürzungen sind unter bildungs- 
und sozialpolitischen Gründen be-
sonders kritisch zu sehen: Sowohl 
nationale als auch internationale 
Schulleistungsstudien belegen für 
Deutschland einen engen Zusam-
menhang zwischen sozialer Her-
kunft und Bildungserfolg. Dabei 
ist die Abhängigkeit des Bildungs-
erfolgs vom Elternhaus im Ver-
gleich der Bundesländer laut den 
Ergebnissen des Ifo-Instituts ne-
ben Sachsen und Sachsen-Anhalt 
in Hessen an größten. 

Des Weiteren entfallen Depu-
tatsstunden für die Erstellung ei-
nes schulischen Schutzkonzepts. 
Im Wirtschaftsministerium wird 
das sogenannten Hauptschüler-
programm (Zuschuss zur Ausbil-
dungsvergütung, umfasst aktuell 
die Förderung von 244 Verträge) 
gestrichen. 

Und schließlich will das Kul-
tusministerium die Arbeitszeit der 
Lehrkräfte willkürlich verlängern, 
indem die Altersermäßigungen ge-
kürzt werden. Bislang sieht die 
Pflichtstundenverordnung vor, dass 
Lehrkräfte ab 55 Jahren in der Re-
gel eine Pflichtsunde weniger un-
terrichten müssen. Ab 60 Jahren 
erhöht sich die Ermäßigung auf 
zwei Stunden. Ab dem kommen-
den Schuljahr soll die Altersermä-
ßigung erst ab 60 Jahren greifen. 
Durch diese Maßnahme werden die 
Arbeitsbedingungen von Lehrkräf-
ten in Hessen im Vergleich zu ande-
ren Bundesländern verschlechtert. 

HOCHSCHULE 

Im Sommer 2025 wurde der 
Hochschulpakt für die Jahre 2026 
bis 2031 beschlossen. Danach müs-
sen die Hochschulen im Jahr 2026 
rund 30 Millionen Euro gegenüber 
dem laufen Jahr einsparen (-1,3 
Prozent). Bei einer unterstellten 
Inflationsrate von 2 Prozent ent-
spricht dies einer realen Kürzung 
in Höhe von 3,3 Prozent. Für das 
Jahr 2027 ist bei den Ausgaben im 
Hochschulbereich die Rückkehr 
auf Niveau von 2025 geplant - 
auch das läuft auf eine reale Kür-
zung der Ausgaben gegenüber dem 
Vorjahr hinaus. Erst ab dem Jahr 
2028 sollen die Ausgaben dann 
wieder um 2-4 Prozent steigen. 
Die sich mittlerweile abzeichnen-
den Folgen dieser Politik sind ver-
heerend: Die Hochschulen werden 
Personal und Studienplätze abbau-
en, und es sind bereits Pläne zur 
Schließung ganzer Studiengänge 
bekannt geworden.

Dr. Kai Eicker-Wolf
Referent für finanzpolische 

Fragen bei der GEW Hessen

Zu beachten ist, dass bereits im Jahr 2025 durch die Verschiebung 
der Besoldungserhöhung für die hessischen Beamt*innen von Au-
gust auf Dezember eine Konsolidierung des Landeshaushalts auf 
dem Rücken der Beschäftigten und damit auch vieler Lehrkräfte 
stattfand. Durch die Verschiebung wurde ein Einsparvolumen  
in Höhe 180 Millionen Euro erzielt. 

Es ist eine politische Entscheidung, wo das Geld hinfließt

Protest gegen die Kurzungen bei der  Lehrkräfteausbildung

aus. Reformiert wurde lediglich 
die Erbschaft- und Schenkungsteu-
er. Im Zuge dieser Gesetzesnovelle 
der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer wurde Betriebsvermögen 
erstmals begünstigt. 

Eine Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts erklärte die 
Reform von 1997 zehn Jahre spä-
ter für verfassungswidrig – wegen 
der zu weitgehenden Begünstigung 
von Unternehmenserbschaften bzw. 
-schenkungen. Die deswegen erfol-
gende Gesetzesänderung aus dem 
Jahr 2009 wurde 2014 vom Bun-
desverfassungsgericht abermals für 
unvereinbar mit dem Grundgesetz 
erklärt – wieder wegen einer er-
heblichen Besserstellung von Fir-
menerben (und mit Firmenbesitz 
beschenkten Personen). Zur da-
raufhin erfolgenden Reform der 
Erbschafs- und Schenkungssteuer 
im Jahr 2016 wird in diesem Jahr 
wieder ein Verfassungsgerichtsur-
teil erwartet, dass die Erbschaft-
steuer nach allgemeiner Einschät-
zung dann zum dritten Mal hinter-

einander für unvereinbar mit dem 
Grundgesetz erklärt. Damit würde 
dem Gesetzgeber bescheinigt, dass 
er seit 30 Jahren gegen die Verfas-
sung verstößt, indem er Erben und 
Beschenkte von Betriebsvermögen 
und damit von besonders großem 
Reichtum in unzulässiger Weise 
begünstigt. 

Die Einnahmeverluste der Bun-
desländer aufgrund der Bevorzu-
gung des Betriebsvermögens belau-
fen sich aktuell auf rund 8 Milliar-
den Euro pro Jahr. Eine Streichung 
dieser Privilegien könnte die Steu-
ereinnahmen der Bundesländer um 
diesen Betrag erhöhen. 

Ein noch höheres zusätzliches 
Einnahmevolumen könnte eine all-
gemeine Vermögensteuer erbringen. 
Zur Ausgestaltung einer solchen 
Steuer gibt es mittlerweile verschie-
dene Vorschläge. Die GEW plädiert 
für eine Vermögensteuer, wie sie im 
DGB-Steuerkonzept enthalten ist. 
Der Steuertarif dieses Vorschlags 
beginnt mit einem Prozent ab ei-
nem Freibetrag von einer Million 
Euro. In Fällen der Zusammenver-
anlagung von Ehegatten und Le-
benspartnern verdoppelt sich der 
Freibetrag. Der Steuersatz steigt 
dann linear-progressiv bis zu ei-
nem Nettogesamtvermögen von 20 
Millionen Euro auf 1,5 Prozent an. 
Ab einem Vermögen von mehr als 
100 Millionen Euro erhöht sich der 
Steuersatz auf 1,75 Prozent, und 
in einer weiteren Stufe wird ab ei-
nem Vermögen von mehr als einer 
Milliarde Euro der Höchststeuer-
satz von zwei Prozent erreicht. Das 
Aufkommen aus einer so ausgestal-
teten Vermögensteuer läge rund 28 
Milliarden Euro. 

Aus einer reformierten Erb-
schafts- und der wiedererhobenen 
Vermögensteuer könnten den Bun-
desländern jährlich insgesamt 36 
Milliarden Euro zufließen. Auf den 
hessischen Landeshaushalt würden 
davon zwischen 2,5 und 3 Milliar-
den Euro entfallen – und dies un-
ter Berücksichtigung des Finanz-
kraftausgleichs zwischen den Bun-
desländern. 

Dr. Kai Eicker-Wolf
Referent für finanzpolitische 
Fragen bei der GEW Hessen
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Der Stadtverband der GEW in Frankfurt 
unterstützt die AG Proteste und ihr Anliegen ei-
ner verlässlichen und bedarfsgerechten Finan-
zierung der Kinder- und Jugendhilfe. In der AG 
haben sich freie Träger der Offenen Kinder- und 
Jugendarbeit (OKJA), der Jugendverbandsarbeit 
und der Jugendhilfe in der Schule in Frankfurt 
am Main zusammengetan

Appell
Keine Kürzungen durch die Hintertür. Wir 

brauchen eine konsequente Stärkung der Ju-
gendhilfe in Schule, um Bildungsgerechtigkeit 
zu gewährleisten, soziale Ungleichheit wirksam 
abzubauen, Kinderschutz zu sichern und Parti-
zipation zu fördern.

Hintergrund
In der vorläufigen Haushaltführung wur-

de der Antrag der AG 78 und des Stadtschul-
amtes auf Anhebung des POA-Mittelwerts des 
Förderprogramms Jugendhilfe in der Schule ab-
gelehnt. Das Ausbleiben der Anpassung und die 
Fortführung des Finanzierungsmodells aus dem 
Jahr 2020 hat verheerende Folgen für alle Kinder 
und Jugendliche in Frankfurt. Eine akute Gefähr-
dung des Rechts auf Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben besteht für alle Schüler*innen an 
Förder-, Grund-, Haupt-, Real- und Gesamtschu-
len in Frankfurt.

Finanzierung sichern und
realistisch anpassen

Die Stadt muss die Finanzierung der Ju-
gendhilfe in Schule endlich an die aktuellen 
Bedarfe anpassen.

	 Rücknahme der Ablehnung der Mittel- 
	 anpassung
	 Dynamisierung der Finanzierung, damit  
	 Kostensteigerungen künftig automatisch  
	 berücksichtigt werden
	 Verlässliche Finanzierung als Grundlage  
	 für das Recht auf Teilhabe aller Kinder und  
	 Jugendlichen

Bildungsgerechtigkeit statt 
struktureller Benachteiligung

	 Klare politische Abkehr von Maßnahmen,  
	 die soziale Ungleichheit verstärken.

	 Stopp aller Kürzungen, insbesondere 
		  bei Binnendifferenzierungsstunden und 	

	 Sozialindex.

	 Konsequente Ausrichtung aller Maßnah- 
	 men auf Chancengleichheit und Teilhabe.

Jugendhilfe an Förderschulen

	 Zwei zusätzliche Vollzeitstellen an jeder 	
	 Förderschule.

	 Personelle Aufstockung von zwei Vollzeit- 
	 stellen der Jugendhilfe, um individuelle  
	 Unterstützungsbedarfe und Kinderschutz  
	 bedarfsgerecht zu begegnen.
	 Schaffung echter Begegnungsräume für  
	 gelebte Inklusion.
	 Perspektivwechsel: Weg von Ausgrenzung –  
	 hin zu inklusiven Bildungsstrukturen.

Jugendhilfe an Haupt-, Real- 
und Gesamtschulen stärken

	 Sofortige Anhebung des POA-Mittelwerts 
auf den Stand von 2024.

	 Erhalt und Ausbau von freizeitpädagogi-
schen Angeboten, die soziale Teilhabe er-
möglichen.
	 Erhöhung der Koordinationsstunden von 6 
auf 10 an den großen Standorten, um Qua-
lität Beteiligung zu gewährleisten.
	 Die angekündigten Kürzungen am Sozial-
index sind zurückzunehmen. Sie gefährden 
schulische Fördermaßnahmen, Lehrstellen 
und die Zusammenarbeit zwischen Schule 
und Jugendhilfe.
	 Das Förderprogramm ist gefährdet, wenn 
die Jugendhilfe kompensatorische Maßnah-
men ergreifen muss.
	 Die Jugendhilfe kann wegfallende Ressour-
cen nicht kompensieren. Deshalb braucht 
es eine verlässliche, bedarfsgerechte finan-
zielle Planungssicherheit, um die Angebo-
te zur Partizipation und Chancengleichheit 
für Schüler*innen zu sichern.

Jugendhilfe an Grundschulen 
bedarfsgerecht ausstatten

	 Verdopplung der personellen Ausstattung  
	 (von 50 % auf 100 %).
	 Zusätzliche (Vollzeit)-Stellen an je 
	 der Grundschule berechnet anhand der  
	 Schüler*innenzahlen.
	 Vollzeit-Koordinationsstellen an allen  
	 Grundschulen.
	 Frühzeitige Förderung als Schlüssel für 	
	 langfristige Bildungsgerechtigkeit.

Die Kürzungen der hessischen 
Landesregierung beschäftigen uns 
seit dem vergangenen Jahr in-
tensiv. Nun sorgt auch die Bun-
desregierung mit neuen Sparplä-
nen für Schlagzeilen. Angegriffen 
werden damit Unterstützungsan-
gebote für besonders vulnerable 
Gruppen: Kinder und Jugendli-
che aus einkommensarmen Fa-
milien, junge Menschen mit Be-
hinderungen oder Förderbedarf 
sowie Familien, die auf Unter-
stützung durch Jugendhilfe an-
gewiesen sind. 

Diskutiert werden Einsparun-
gen unter anderem bei Hilfen zur 
Erziehung, Schulbegleitung, Inte-
grationshilfen, Unterstützungsan-

geboten für junge Volljährige und 
Leistungen der Eingliederungshil-
fe. Damit geraten genau die Be-
reiche weiter unter Druck, die 
schon heute unter Personalmangel 
und massiver Unterfinanzierung 
leiden. Die politische Schlagrich-
tung dieser „Vorschläge“ ist klar: 
Sie greifen die Bildungsgerechtig-
keit und Teilhabe an, die durch 
Schulsozialarbeit, Ganztagsan-
gebote und inklusive Förderung 
verbessert werden sollen. 

Dass die geplanten Kürzun-
gen viele Menschen bewegen, 
zeigte zuletzt auch eine spon-
tan organisierte Demonstration 
in Frankfurt Ende April. Unter 
dem Motto „Solidarität statt So-

zialkürzungen“ gingen mehrere 
hundert Menschen auf die Stra-
ße. Die aktuellen Entwicklungen 
machen deutlich: Es ist an der 
Zeit, gemeinsam gegen Sozialab-
bau und Kürzungspolitik aktiv zu 
werden. Notwendig sind breite 
Bündnisse aus Gewerkschaften, 
Sozialverbänden, Elterninitiati-
ven und Beschäftigten, die den 
Druck auf die Straße tragen. Im 
Mai und Juni sind bereits Netz-
werktreffen und weitere Aktionen 
mit Beteiligung der GEW Frank-
furt geplant. Es lohnt sich, infor-
miert zu bleiben und sich an den 
Protesten zu beteiligen.

Luise Bruner

Jugendhilfe in Schule stärken – 
Bildungsgerechtigkeit jetzt sichern

Weitere Kürzungspläne verschärfen den Druck
auf Bildung und Jugendhilfe

Dieses Positionspapier rich-
tet sich an das Hessische Kultus-
ministerium sowie die Mitglieder 
des Hessischen Landtags, insbe-
sondere des Bildungsausschusses, 
und bezieht zugleich schulische 
Interessenvertretungen und den 
kommunalen Schulträger mit ein.

Das Hessische Ministerium für 
Kultus, Bildung und Chancen ver-
kündet eine Streichung der Zu-
weisung für Binnendifferenzie-
rung an integrierten Gesamtschu-
len. Aus diesen Mitteln wurden bis-
lang Lehrkräfte für Förderangebo-
te, zusätzliche Lernzeiten, Team-
Teaching und präventive Unter-
stützung finanziert. 

Die Streichung von Lehrerstel-
len hat strukturelle und funktiona-
le Auswirkungen auf die Jugend-
hilfe in der Schule, da beide Syste-
me eng miteinander verzahnt sind 
und sich in ihrer Arbeit gegensei-
tig ergänzen.

Der Abbau von Lehrstellen 
führt zu einer Verdichtung von 
Arbeitsprozessen und einer Reduk-
tion individueller Fördermöglich-
keiten. Schüler*innen mit erhöh-
tem Unterstützungsbedarf können 

Schon vor fünf Jahren wäre in 
Frankfurt am Main ein sogenann-
tes Linksbündnis regierungsmög-
lich gewesen. Die Grünen wollten 
so etwas aber nicht, sondern hol-
ten lieber die FDP an Bord – das 
Ergebnis ist bekannt.

Jetzt soll in einer Koalition von 
SPD, Grünen und VOLT die FDP 
durch die CDU ersetzt werden, 
mit dem Unterschied, dass diese 
den Ton angibt. 

Und wofür die CDU steht, hat 
sie in den Zeiten ihrer Regierungs-
beteiligung auf mindestens zwei 
Gebieten gezeigt: Ihr Herz schlägt 
für die Gymnasien und das tren-
nende Schulwesen, auch für Pri-
vatschulen. Und sie möchte die Fi-
nanzen für die Stadt knapp halten: 
jedes Jahr soll überprüft werden, 
ob die Gewerbesteuer nicht noch 
weiter gesenkt werden kann. Schul-
den sollen gedeckelt und schnellst-
möglich abgebaut werden. Dafür 
sollen „externe Facilitymanage-
ment-Unternehmen“ an der Be-
treuung und Instandhaltung von 
Schulen beteiligt werden. Sanie-
rung und Betreuung sollen also 

1. Mai in Frankfurt

Die GEW Frankfurt beteiligte sich 
auch in diesem Jahr an den Aktionen 
zum 1. Mai. Gemeinsam mit anderen 
Gewerkschaften, Beschäftigten, Azu-
bis, Studierenden und sozialen Initi-
ativen zogen wir bei bestem Wetter 
durch die Innenstadt zur Abschluss-
kundgebung auf dem Römerberg. 

 Besonders präsent waren wir im 
Block der Gewerkschaftsjugend: Die 
Junge GEW Frankfurt hatte sich vor-
her zum Transpi-Malen am DGB-Haus 
getroffen. Auf dem Transparent zu 
sehen war ein Meme: Ein Hund sitzt 
scheinbar gelassen in einem bren-
nenden Raum und sagt „This is fine“. 

Auf dem Transparent stand der 
Hund stellvertretend für die hessi-
sche Landesregierung, während sich 
um ihn herum die gesellschaftlichen 
Krisen ausbreiten, darunter Militari-
sierung, Wohnungsmangel und Kür-
zungspolitik. 

 Auch dieser 1. Mai zeigte: Ge-
rade junge Kolleg:innen erleben die 
Folgen von Sparpolitik, steigenden 
Lebenshaltungskosten und unsiche-
ren Perspektiven unmittelbar. Nach 
dem Demonstrationszug in der Son-
ne beteiligte sich die Junge GEW am 
Jugendfest des DGB am Grillstand – 
ein rundum gelungener 1. Mai!

Luise Brunner

Aktion Jugendhilfe

dadurch weniger intensiv begleitet 
werden. In der Folge befürchten die 
Träger des Förderprogramms Ju-
gendhilfe in der Schule einen an-
steigenden Bedarf an kompensato-
rischen Maßnahmen durch die Ju-
gendhilfe. Dies hätte eine Zunah-
me struktureller Belastungen im 
Schulalltag sowohl für Lehrkräfte 
als auch für die Sozialarbeitenden 
als Konsequenz.

Lehrkräfte übernehmen neben 
der Wissensvermittlung auch wich-
tige sozialpädagogische Funktio-
nen, etwa in der Förderung sozi-
aler Kompetenzen oder der früh-
zeitigen Konfliktintervention. Bei 
personellen Engpässen verschiebt 
sich der Fokus stärker auf die Si-
cherstellung des Unterrichts, wäh-
rend präventive und beziehungs-
orientierte Arbeit in den Hinter-
grund tritt. Dies wird nach Auf-
fassung und Erfahrung der Träger 
des Förderprogramms Jugendhilfe 
dazu, dass Problemlagen häufiger 
eskalieren, bevor sie erkannt wer-
den, wodurch die Jugendhilfe ver-
stärkt reaktiv statt präventiv tätig 
werden muss, was im Gegensatz zu 
ihrem Kernauftrag steht.

Ein zentrales Qualitätsmerk-
mal von Jugendhilfe in der Schule 
ist die enge Zusammenarbeit wi-
schen Lehrkräften und sozialpäd-
agogischen Fachkräften. Zeitliche 
Überlastung und strukturelle Eng-
pässe auf Seiten der Lehrkräfte er-
schweren bereits jetzt den fachli-
chen Austausch, gemeinsame Fall-
besprechungen sowie die Koordi-
nation von Unterstützungsmaßnah-
men. Eine weitere Reduzierung der 
Zeit für die Koordination der ge-
meinsamen Arbeit wird diese ver-
unmöglichen. Dies mindert massiv 
die Wirksamkeit gemeinsamer För-
derkonzepte, ist weniger nachhaltig 
und beeinträchtigt insbesondere im 
Kinderschutz eine multiprofessio-
nelle Zusammenarbeit. 

Insbesondere Schüler*innen mit 
höheren Bedarfen sind auf verläss-
liche Unterstützungsstrukturen an-
gewiesen. Wenn sowohl schulische 
als auch sozialpädagogische Res-
sourcen unter Druck geraten, steigt 
das Risiko von Bildungsbenach-
teiligung, sozialer Exklusion und 
schulischem Misserfolg. Konkret 
wird so das Erreichen von grund-
legenden Bildungsabschlüssen und 1) https://www.gew-hessen.de/details/kultusministerium-streicht-stellen-an-integrierten-gesamtschulen 2) Rahmenstandards Jugendhilfe in der Schule Stadt Frankfurt am Main

ein Geschäftsmodell für privates 
Anlagekapital werden.

Die amtierende Bildungsdezer-
nentin hat bisher jede Form von 
Public Private Partnership (eine 
Form der Privatisierung, mit hohen 
versteckten Kosten für die Kom-
munen, abg. PPP) vermieden und 
weitgehend auf Kompetenzen in 
den städtischen Gesellschaften ge-
setzt. Auch die CDU ging, damals 
als Unterbau für ihren Dezernenten 
Schneider, mit der Einrichtung des 
„Amtes für Bau und Immobilien“ 
diesen Weg mit. Aber immer noch 
sind die personellen Kompetenzen 
im Gemeinwohlbereich der Stadt 
nicht ausreichend aufgestockt, um 
den gewaltigen Sanierungsstau ver-
gangener Regierungen abzuarbei-
ten. Ob die CDU diesen Weg wei-
ter mitgehen will, ist die Frage. In 
der Abwägung Gemeinwohl oder 
Privatisierung ist die CDU ideolo-
gisch auf letzteres festgelegt. 

Seit für Schulneubauten auch 
in Frankfurt mangels städtischer 
Grundstücke die extrem teuren 
Mietmodelle zunehmen, wird of-
fenkundig, dass das Immobilienma-

nagement der Stadt sich zu wenig 
am Gemeinwohl orientiert. War-
um kommen Enteignungen nach 
Artikel 14 und 15 des Grundge-
setzes immer nur für Autobahnen 
in Betracht, nicht aber beispiels-
weise für Bildungseinrichtungen?

Wie wenig ökonomische Kom-
petenz manchmal in der kommu-
nalen Exekutive vorhanden ist, 
zeigte sich in Frankfurt schon des 
Öfteren: CDU und Grüne waren

2003 dafür, die gesamte Frank-
furter U-Bahn in den Besitz von US-
Konzernen zu überführen – „Cross-
Border-Leasing“ für 100 Jahre! 

Für fragwürdige Abschrei-
bungsmöglichkeiten der US-Un-
ternemen in der US-Steueroase De-
laware sollte die Stadt lediglich 
einmalig abgefunden werden – mit 
100 Millionen Euro. Wenige Jah-
re später, seit 2007, verzichtete der 
Frankfurter Magistrat dann sogar 
freiwillig auf jährliche Einnahmen 
von über 100 Millionen Euro, in-
dem der Hebesatz für die Gewer-
besteuer entsprechend gesenkt wur-
de. Wer kann hier eigentlich mit 
Geld umgehen?!

Cross-Border-Leasing (CBL) 
wurde mit der Einleitung eines Bür-
gerbegehrens und der Unterstüt-
zung der grünen Basis verhindert; 
die SPD hatte CBL stets abgelehnt.

Wer die Debatten zur Finan-
zierung sozial- und bildungspo-
litischer Projekte verfolgt, stellt 
übrigens etwas Erstaunliches fest: 
Umstritten sind immer die eher 
kleineren Projekte. Großprojek-
te dagegen werden oft gegen alle 
Argumente durchgezogen. Aber 
das kennen wir ja schon von der 
Energiepolitik: In Großkraftwer-
ken, insbesondere  Atomkraftwer-
ken, konnte immer schon Kapital 
in lukrativerer Form angelegt wer-
den als in dezentralen, kleinteili-
geren Energieprojekten.

Zurück zu Bildung und Erzie-
hung: Auch in der Frage der Ki-
tas und der schulischen Betreuung 
wirken in den Parteien immer auch 
die der Politik zugrundeliegenden 
Gesellschaftbilder. Die Frage ist al-
so, ob eine neue Koalition im Rö-
mer die sozialen Gegensätze eher 
verschärft oder abbaut.

Herbert Storn

In welche Richtung entwickelt sich Frankfurt?

Jugendfest mit der jungen GEWDie GEW am 1. Mai

Die nächsten fünf Jahre im Römer
Liebe Freund:innen 
der Jugendhilfe in der Schule,

mein Name ist Sebastian Gutt-
mann, ich bin als Förderschul-
lehrer an vielen weiterführenden 
Schulen im Frankfurter Westen tä-
tig gewesen und auch noch tätig. 
Dort habe ich Schulsozialarbeit 
nicht nur als Bereicherung, son-
dern als Notwendigkeit für ge-
lingende Bildung der Kinder und 
Jugendlichen erlebt! Darüber hi-
naus vertrete ich hier heute die 
GEW – Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft.

Wissenschaft ist mein erster 
Schwerpunkt, denn ich bin schon 
der Auffassung, dass man Dinge, 
über die man spricht, auch ein-
mal datenbasiert darstellen sollte: 

Anfang dieses Jahres ist ei-
ne Studie der Universität Passau 
erschienen, die die Wirksamkeit 
von Schulsozialarbeit untersucht 
hat („Does School social work 
work?). Hier wurden die Effekte 
der erheblichen Ausweitung der 
Schulsozialarbeit in Baden-Würt-
temberg nach dem Amoklauf von 
Winnenden untersucht.

Ich will jetzt hier kein Me-
thodikseminar halten, emp-
fehle aber jedem, diese Studie 
mal selbst nachzulesen. Beson-
ders gilt das natürlich für alle 
Entscheidungsträger:innen.

Hier die statistische Berech-
nung der Wirksamkeit einer zu-
sätzlichen Schulsozialarbeiter:in:

	Deutliche Reduktion der Jugend- 
	 kriminalität: durchschnittliche  
	 Senkung von Jugendkriminalität  
	 um 17%
	Deutliche Senkung von Gewalt- 
	 delikten, auch innerhalb von  
	 Familien um 25%
	Mehr Aufklärung bei sexualisier- 
	 ter Gewalt: Meldequoten steigen  
	 um 24%
	Bessere Bildungschancen: Die  
	 Wahrscheinlichkeit für Klassen- 
	 wiederholungen sinkt um 10%

Und, vermutlich weil die Au-
torin Ökonomin ist, wurde auch 
die Effizienz untersucht:

Eine zusätzliche Fachkraft pro 
Tausend Schüler:innen würde jähr-
lich etwa 50.000 € kosten. Durch 
weniger Kriminalität und höhe-
ren Bildungserfolg werden aber 
mindestens 110.000 € eingespart. 
Durch zukünftige positive Effekte 
vermutlich sogar noch mehr.

Zusammenfassend lässt sich 
sagen, dass es nicht nur bildungs-
politisch und gesamtgesellschaft-
lich gesehen dumm ist, an Schul-
sozialarbeit zu sparen. Es ist auch 
noch ökonomisch dumm.

Aber, ich kenne den Wert von 
Schulsozialarbeit auch aus eige-
nem Erleben:

Da wo ich als Lehrkraft nicht 
mehr weiter weiß, da wo ich 
Schüler:innen nicht mehr helfen 
kann (und das wissen und merken 
sie) da bin auch ich darauf ange-
wiesen, dass es Personen gibt, die 
es können.

Das ist mit dem Gewinn durch 
multiprofessionelle Teams gemeint 
und den gibt es! Aber: Diese Teams 
brauchen angemessene Bedingun-
gen! Wenn alle Seiten des Teams 
unter Einsparungen leiden müssen, 
dann ist auch die Arbeit als Team 
unter stärkstem Druck und hat er-
schwerte Gelingensbedingungen. 
Und im schlimmsten Fall gibt es 
essentielle Bestandteile des Teams 
gar nicht mehr. Je schlechter die 
Bedingungen, desto schwieriger 
die Personalgewinnung.

Zusammengefasst: 
Wir brauchen mehr Jugendhil-

fe an Schulen! Wir brauchen die-
se unter gerechten und fairen Be-
dingungen! Ja, das kostet erstmal 
Geld, aber es bringt einen riesigen 
Gewinn für alle! 

Wer an schulischer Jugendhilfe 
spart, spart sich dumm und arm. 
Das sollten die Stadtverordneten 
sich und den Menschen in Frank-
furt ersparen!

Sebastian Guttmann

Gehalten auf dem Römer am 21.05.26 bei der Aktion gegen die Kürzungen 

Redebeitrag Sebastian Guttmann

Zur Studie der Universität Passau  
zur Wirksamkeit von Schulsozialarbeit

der freien Träger des Förderprogramms Jugendhilfe in der Schule in Frankfurt am Main
Positionierungspapier zur Stellenkürzung an integrierten Gesamtschulen

der Erwerb von Qualifikationen 
die das erfolgreiche Absolvieren, 
z.B. einer Ausbildung, erschwert. 
Unabhängig von den Rechten auf 
Bildung und Teilhabe kann es sich 
unsere Gesellschaft, auch aufgrund 
der demografischen Entwicklung, 
nicht leisten Potentiale von Kindern 
und Jugendlichen zu ignorieren.

Die Streichung von Differenzie-
rungsstunden, die Abschwächung 
des Sozialindex sowie Kürzungen 
im Bereich Deutsch als Zweitspra-
che werden von den Trägern des 
Förderprogramms bildungspoli-
tisch als ein erheblicher Einschnitt 
in die Struktur und Arbeitsweise 
von Integrierten Gesamtschulen 
verstanden.

Werden diese Stunden gestri-
chen, wird die innere Differenzie-
rung massiv erschwert. Die Folge 
ist, dass das gemeinsame Lernen 
an Grenzen stößt – ein Kernmerk-
mal der IGS wird damit strukturell 
untergraben und das zentrale päd-
agogische Prinzip und damit auch 
die Arbeit der Jugendhilfe ebenso.

Die Kürzungen schwächen in-
dividuelle Förderung und Chan-
cengleichheit und erschweren das 

Unterrichten heterogener Lern-
gruppen. Die Träger des Förder-
programms befürchten einen grö-
ßeren Druck Richtung stärkerer 
Leistungsselektion - ein Schritt zu-
rück in Richtung eines dreiglied-
rigen Schulsystems. Damit wird 
der Grundgedanke der IGS infra-
ge gestellt.

Diese Entwicklung richtet sich 
gegen die Grundsätze der Jugend-
hilfe in der Schule.

Die Träger des Förderpro-
gramms Jugendhilfe in der Schule 
fordern die Rücknahme der Kür-
zungen im Sinne der Schüler*innen.

· 	Junularo Frankfurt e.V.,
· 	Internationaler Bund Südwest,
· 	Evangelischer Verein für Kinder- und
	 Jugendhilfe Rhein-Main e.V., 
· 	Caritas Frankfurt

Kritik des Kämmerers an Sylvia Weber 
ist unberechtigt

Wenn der Kämmerer der Stadt, Bas-
tian Bergerhoff von den Grünen, die Bil-
dungsdezernentin Sylvia Weber von der 
SPD kritisiert, weil sie ihr Budget überzo-
gen habe, so muss ihm heftig widerspro-
chen werden.

Denn jahrelang konnte die Bildungs-
dezernentin sogar bewilligte Gelder nicht 
ausgeben, weil ihr das Personal für Aus-
schreibungen und Controlling fehlte. Jah-
relang wanderten diese Gelder also un-

genutzt an den Kämmerer zurück. Dies 
geändert zu haben, ist der Verdienst von 
Sylvia Weber. 

Dass hier ein erheblicher Nachholbe-
darf aufgelaufen ist, weiß auch der Käm-
merer. Und schließlich sind es nicht Pres-
tigeprojekte, sondern dringend notwen-
dige Ausgaben für die Bildung.

Und wer sich über ein relativ klei-
nes Minus im Stadthaushalt aufregt, soll-
te sich in Erinnerung rufen, dass es CDU 
und Grüne waren, die ab 2007 den Ge-
werbesteuerhebesatz von 490 auf 460 

Punkte gesenkt hatten. Der dadurch bis 
heute aufgelaufene Einnahmenverzicht 
zugunsten der Gewinne der Großunter-
nehmen und zu Lasten der Stadt beträgt 
fast 3 Milliarden Euro.

Von daher wäre es für Grüne, SPD 
und die Stadtgesellschaft besser, eine Ko-
alition mit der Linken einzugehen, die vor-
schlägt, die Gewerbesteuer wieder anzu-
heben, anstatt mit der CDU, die sie lieber 
weiter senken will.

GEW Frankfurt/M.

Nachholbedarf bei den Bildungsausgaben braucht ein Linksbündnis
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Keine Schachfigur sein
FLZ sprach mit Nathaniel (17), der die 10. Klasse eines Frankfurter Gymnasiums besucht.

FLZ: Warum hast du am 
Schulstreik am 8. Mai teilgenom-
men?

Nathaniel: Das hatte viel da-
mit zu tun, dass ich mich mit dem 
Thema beschäftigt habe und das 
Gefühl hatte, mit meinen Sorgen 
und Bedenken ziemlich allein ge-
lassen zu werden – sowohl von 
der Politik als auch von Schule 
und Gesellschaft. Wir wollen uns 
eben nicht einfach wie Schach-
figuren behandeln lassen. Wenn 
wir gegen diese Entwicklung sind, 
dann müssen wir das auch deut-
lich machen. Und je weiter die Mi-
litarisierung voranschreitet, desto 
stärker wird auch unser Wider-
stand dagegen werden. Wir wol-
len das nicht. In der Jugend gibt es 
kaum jemanden, der begeistert zur 
Bundeswehr gehen möchte oder 
sich eine Wehrpflicht wünscht. 
Das spielt eine große Rolle. Man 
muss auch darüber sprechen, wie 
die Realität innerhalb der Bun-
deswehr aussieht. Immer wieder 
gibt es Berichte über sexuelle Be-
lästigung, sexuelle Übergriffe und 
andere Formen von Gewalt. Viele 
Frauen machen dort negative Er-
fahrungen. Deshalb reicht es nicht 
aus, nur abstrakt über Gleichbe-
rechtigung oder Dienstpflichten 
zu sprechen. Man muss auch die 
konkreten Bedingungen betrach-
ten, unter denen Menschen ihren 
Dienst leisten sollen.

Ich glaube gar nicht daran, 
dass wir die Regierung jetzt um-
stimmen und die Wehrpflicht wie-
der zurückgenommen wird. Aber 
ich denke, wenn es echten Wider-
stand gibt, dann haben wir eine 
Chance etwas gegen Krieg, Mili-
tarisierung, Aufrüstung und Wehr-
pflicht zu erreichen.

FLZ: Aufrüstung und Wehr-
pflicht gehören für dich zusam-
men?

Nathaniel: Hundertprozentig. 
Wenn man von Aufrüstung spricht, 
dann geht es darum, Ressourcen 
in den militärischen Bereich umzu-
leiten. Es werden Waffen gekauft, 
Panzer beschafft und die militä-
rische Infrastruktur ausgebaut. 
Aber Ressourcen sind nicht nur 
Geld und Material, sondern auch 
Menschen. Deshalb hängt die De-
batte um die Wehrpflicht unmit-
telbar mit der Aufrüstung zusam-
men. Wenn man militärische Kapa-
zitäten ausbauen will, braucht man 
nicht nur mehr Geld, sondern auch 
mehr Personal. Die Wehrpflicht ist 
deshalb Teil derselben Entwicklung 
wie andere Aufrüstungspläne. Das 
geht Hand in Hand.

Die Wehrpflicht ist dabei mög-
licherweise nur der Anfang. Heu-
te wird gesagt, man könne ver-
weigern. Aber wenn eine Wehr-
pflicht erst einmal etabliert ist, 
lassen sich die Bedingungen dafür 
auch verschärfen.  Deshalb sehe 
ich die Wehrpflicht nicht als iso-
lierte Maßnahme, sondern als Teil 
einer größeren Entwicklung. Hi-
storisch wurde militärisches Han-
deln oft mit Verteidigung begrün-
det. Gleichzeitig wissen wir aus 
der Geschichte, dass Streitkräfte 
später auch außerhalb des eigenen 

Landes eingesetzt wurden, um po-
litische oder wirtschaftliche Inte-
ressen durchzusetzen.

FLZ: Machst du dir Sorgen, 
um deine Zukunft?

Nathaniel:  Ja,  insgesamt 
schon. Wenn ich mir die letzten 
zehn Jahre angucke, will ich lieber 
nicht wissen, wie sich die Welt in 
den nächsten zehn Jahren entwi-
ckelt. Ich glaube, dass das mit ei-
ner Gesellschaft zusammenhängt, 
die stark auf Geld und Profit aus-
gerichtet ist. Wenn unten gekürzt 
wird, nehmen die Menschen oft 
noch mehr hin, weil sie ohnehin 
unter Druck stehen.

Ein Beispiel wäre das Bürger-
geld oder die ganzen Kürzungen 
der Landesregierung in Hessen im 
Bildungsbereich oder bei der Ju-
gendhilfe. Wenn solche Leistungen 
gekürzt oder verschlechtert wer-
den, geraten die Menschen noch 
stärker unter Druck. Gleichzeitig 
wird Geld an anderer Stelle ausge-
geben, etwa für militärische Zwe-
cke oder für politische Projekte, 
von denen vor allem Unterneh-
men und Reiche profitieren. Im 
Grunde wird Geld von unten nach 
oben verschoben. Das zeigt auch 
ein grundsätzliches Problem des 
Sozialstaats: Viele soziale Verbes-
serungen sind nur temporär. So-
bald es wirtschaftliche Probleme 
gibt oder die Profite unter Druck 
geraten, werden soziale Rechte 
wieder abgebaut.

FLZ: Hast du keine Sorge vor 
den Konsequenzen, wenn du an 
solchen Protesten teilnimmst?

Nathaniel: Natürlich gibt es 
Risiken, aber was sind ein paar 
unentschuldigte Fehlstunden ge-
gen hunderte Tage Kaserne oder 
eine Kugel im Kopf?

I n  F r a n k f u r t  w u r d e n 
Schüler:innen in Schulen einge-
sperrt, in vielen Städten bekam 
man für Schilder mit „Merz, leck 
Eier“ oder „Merz, stirb selber an 
der Ostfront“ Anzeigen von der 
Polizei. Deutschland behauptet 
von sich, eine Demokratie zu sein. 
Dann sollte es das Mindeste sein, 
dass man einen Tag auf die Stra-
ße gehen und seine Meinung äu-
ßern kann. Für mich zeigen die 
Versuche, solche Proteste einzu-
schränken oder Jugendliche davon 
abzuhalten, eher, dass Protest not-
wendig ist. Wenn Stimmen unter-
drückt werden, dann ist das kein 
Zeichen dafür, dass man aufhören 
sollte, sondern dafür, dass Wider-
stand Wirkung entfaltet.

Man kann gesellschaftliche 
Veränderungen nicht allein durch 

Appelle erreichen. Man muss deut-
lich machen, dass politische Ent-
scheidungen nicht einfach über die 
Köpfe der Betroffenen hinweg ge-
troffen werden dürfen. Wenn be-
stimmte Interessen gegen die In-
teressen vieler junger Menschen 
durchgesetzt werden sollen, dann 
muss man sich dagegen organisie-
ren. Deshalb sehe ich die Reakti-
onen auf die Proteste eher als Be-
stätigung dafür, dass wir weiter-
machen müssen.

FLZ: Wird das Thema Wehr-
pflicht oder Aufrüstung bei euch 
im Unterricht behandelt?

Nathaniel: Eigentlich kaum. 
Im Unterricht sprechen wir nur 
selten über aktuelle politische Ent-
wicklungen. Wir behandeln eher 
allgemeine Themen, zum Beispiel 
die Geschichte der Europäischen 
Union oder politische Grundstruk-
turen. Lehrerinnen und Lehrer be-
finden sich dabei in einer schwie-
rigen Situation. Viele haben ver-
mutlich Sorge, dass es Konse-
quenzen haben könnte, wenn sie 
sich öffentlich positionieren oder 
im Unterricht eindeutig Stellung 
beziehen.

FLZ: In den Medien wird oft 
behauptet, die Proteste würden von 
Linksextremen beeinflusst oder ge-
steuert. Wie siehst du das?

Nathaniel: Bei uns an der 
Schule merke ich vor allem, dass 
viele Jugendliche ganz eigene 
Gründe haben, gegen die Wehr-
pflicht und die Aufrüstungspoli-
tik auf die Straße zu gehen. Das 
hat mit ihren eigenen Sorgen und 
Erfahrungen zu tun.

Die Vorwürfe gehen für mich 
am eigentlichen Thema vorbei. 
Ich habe eher den Eindruck, dass 
viele etablierte Parteien – egal 
ob SPD, CDU, AfD, FDP, Grü-
ne oder andere – in der FLZ von 
Aufrüstung und Wehrpflicht in-
zwischen sehr ähnliche Positionen 
vertreten. Deshalb entsteht bei 
vielen Jugendlichen das Gefühl, 
dass ihre Sichtweisen in der po-
litischen Debatte kaum noch ver-
treten werden. Das zeigt ein Des-
interesse an den Forderungen der 
Jugend und wenn es sonst keiner 
tut, dann bleiben eben linke Ju-
gendorganisationen übrig, die die 
Streiks unterstützen.

Wer gegen die Wehrpflicht 
ist, wird jetzt als „linksextrem“ 
betitelt. Das ist zunächst ein-
mal ein politisches Etikett. Ent-
scheidend ist doch, welche Argu-
mente vorgebracht werden und 
ob sie überzeugen. Als „Beleg“ 
wird angeführt, dass insbeson-
dere die Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend (SDAJ) eine große 
Rolle spielt. Das stimmt meiner 
Ansicht nach sogar, aber in der 
Hauptsache ist die Bewegung ei-
ne Sache von Schüler:innen und 
viele andere sind eben auch ak-
tiv und unterstützen die Bewe-
gung, das sieht man auch am bun-
desweiten Aufruf „NEIN ZUR 
WEHRPFLICHT! Stoppt den 
neuen Bellizismus“, der in den 
Medien allerdings kaum aufge-
griffen wurde.

Aufruf:
NEIN ZUR  
WEHRPFLICHT! 
Stoppt den  
neuen  
Bellizismus

Nathaniel, Schulstreikender

Im März letzten Jahres beschlos-
sen Bundestag und Bundesrat 500 
Milliarden Euro für das „Sonder-
vermögen Infrastruktur und Kli-
maneutralität“. Es sollte unter an-
derem einen zuverlässigen Bahn-
verkehr, eine Verbesserung der Kin-
dertagesbetreuung, Krankenhäu-ser 
und Wohnungen schaffen. Und was 
ist seitdem passiert? Mit der Kran-
kenhausreform wird das Klinikster-
ben organisiert, die Deutsche Bahn 
kündigte weiteren Stellenabbau an 
und die hessische Landesregierung 
kürzt massiv an Kindertageseinrich-
tungen und Schulen. 

In Frankfurt musste mit der An-
ni-Albers-Schule kürzlich die nächs-
te Schule wegen Einsturzgefahr ge-
schlossen werden, vor einem hal-
ben Jahr musste sogar der Bahnhof 
Frankfurt-Höchst zeitweise schlie-
ßen und die Regionaltangente West 
ver-schiebt sich weiter. Sogar das 
neoliberale ifo-Institut kritisiert, 
dass 95% des Sondervermögens 
zweckentfremdet werden. Fragt sich 
also: Wo bleiben die Milliarden?

Eine Antwort gibt der kürzlich 
erschienene Bericht des Stockholmer 
Friedensinstituts SIPRI. 2025 gab 
die Bundesregierung 97 Milliarden 
Euro für Aufrüstung und Krieg aus 
– und damit noch 24% mehr als im 
Vorjahr. Deutschland ist internati-
onal auf Platz 4 der Militärausga-
ben, in Europa sogar auf Platz 1. 
Und damit nicht genug: Mit dem 
NATO-5%-Ziel soll künftig sogar 
jeder zweite Euro des Bundeshaus-
halts für Aufrüstung ausgege-ben 
werden. Für die Aufrüstung gilt, wie 
Kanzler Merz formulierte: „whate-
ver it takes“.  Dafür muss an jeder 
anderen Stelle aufs Schärfste ge-
kürzt werden – bei Schulen, Kran-

Wo bleiben die Milliarden?
Geld für Bildung statt für Aufrüstung!

kenhäusern, beim Wohn- und El-
terngeld, bei Sozial- und Kranken-
versicherung.

Dabei könnte mit dem Geld, 
das in die Rüstung gesteckt wird, 
innerhalb kürzester Zeit die Woh-
nungsnot und das Mietenproblem 
erledigt werden. Alle Schulen könn-
ten saniert und kostenlose Kitas für 
alle finanziert werden. Die Bahn 
könnte ausgebaut, die Rentnerinnen 
und Rentner aus der Armut befreit, 
ein elternunabhängiges BAföG ein-
geführt werden. Und wahrschein-
lich ginge mit diesen Summen noch 
viel, viel mehr. Die Aufrüstung ist 
eine politische Entscheidung für 
die Kriegsvorbereitung und gegen 
die übergroße Mehrheit der Bevöl-
kerung.

Mit der Kampagne „Wo bleiben 
die Milliarden“ zeigt die Initiative 
„Nie wieder Krieg – Die Waffen nie-
der“ auf, dass die Situation bei uns 
immer schlechter wird, während gi-
gantische Summen für die Aufrüs-
tung ausgegeben werden. Auf der 
Website wird von den Protesten ge-
gen die Zerschlagung der DB Sys-
tel in Frankfurt, von geschlossenen 
Schwimmbädern in Berlin und feh-
lenden Kinderärzten in Fürth be-
richtet. Denn schon heute ist über-
all spürbar: Das Geld, das für die 
Aufrüstung ausgegeben wird, wird 
von uns genommen. Aber von selbst 
wird man uns die fehlenden Milli-
arden nicht geben. Da-für müssen 
wir aktiv werden. Geld für Bildung, 
Soziales und Gesundheit statt für 
Aufrüstung!

Andrea Hornung, 
Friedensinitiative „Nie wie-

der Krieg – die Waffen nieder“
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Mehr Infos zur Kampagne „Wo bleiben die Milliarden?“unter 
https://nie-wieder-krieg.org/wo-bleiben-die-milliarden/

Irgendwann muss Schluss 
sein mit solchen Sprachbildern! 
Damit und mit deren Umsetzung 
in reale Vernichtung hat Trump 
endgültig eine zivilisatorische 
Grenze überschritten, die nicht 
toleriert werden kann.

Wenn Worte überhaupt noch etwas 
bedeuten sollen, dann heißt dies:

Der Iran, seine 90 Millionen 
Einwohner und seine gesamte 
Kultur sollen so vernichtet wer-
den, dass sie wie vor Tausenden 
von Jahren leben und hausen 
müssen.

Dass eine solche Drohung 
durch den US-General LeMay, 
Nordvietnam in die Steinzeit zu-
rückzubomben, bereits in den 
60er Jahren im Vietnam-Krieg 
Millionen von Toten und Erb-
gutschädigungen bis heute ver-
ursachten, zeigt, an welche Un-
geheuerlichkeiten US-Präsident 
Trump hier anknüpft.

Auch vor gezielten Atom-
bombenabwürfen auf die japa-

nischen Großstädte Hiroshima 
und Nagasaki vor 80 Jahren ist 
die damalige US-Regierung nicht 
zurückgeschreckt.

Wenn Worte überhaupt noch 
etwas bedeuten sollen, dann folgt 
daraus:

Es muss Schluss sein, solche 
Reden wie die des US-Präsiden-
ten und das entsprechende Han-
deln weiter zu tolerieren.

Die Bundesregierung muss 
alles tun, einem solchen Treiben 
ein Ende zu setzen.

Dazu gehört als erster Schritt 
die öffentliche Distanzierung, 

als zweiter Schritt der Ent-
zug jeglicher Unterstützung des 
US-Militärs, von deutschem Bo-
den, insbesondere in Ramstein 
und Spangdahlem einen völker-
rechtswidrigen Krieg zu führen. 
Spanien und Italien haben diese 
Unterstützung entzogen.

Das Grundgesetz verbietet 
es, einen Angriffskrieg vorzu-
bereiten oder anderweitig „das 
friedliche Zusammenleben der 
Völker zu stören“. Zudem re-

Donald Trump, US-Präsident, sagte in seiner „Rede an die Nation“ am 1. April 2026 
u.a. diesen Satz in Bezug auf den Iran:

Eine zivilisatorische 
Grenze überschritten

gelt das Grundgesetz, dass „die 
allgemeinen Regeln des Völker-
rechtes“ beachtet werden müs-
sen. Die Charta der Vereinten 
Nationen untersagt Gewalt, die 
sich „gegen die territoriale Un-
versehrtheit oder die politische 
Unabhängigkeit eines Staates“ 
richtet.

Die Völkerrechtswidrig-
keit des Kriegs gegen Iran ha-
ben sowohl der Bundespräsident 
als auch der Wissenschaftliche 
Dienst des Bundestags bestätigt.

Unterstützenswert ist des-
halb die Anzeige von Martin 
Singe vom Netzwerk Friedens-
initiative beim Generalbundes-
anwalt, Ermittlungen gegen Mit-
glieder der Bundesregierung zu 
eröffnen wegen des Vorwurfs der 
möglichen Beihilfe zu einem An-
griffskrieg oder einer sonstigen 
gegen das Völkerrecht gerichte-
ten Gewalthandlung im Sinne 
von Paragraph 13 Völkerstraf-
gesetzbuch.

Ruth und Herbert Storn

„We are going to bring them back to the stone ages, where they belong.“
„Wir werden sie zurück in die Steinzeit befördern, wo sie hingehören.“

Wir müssen sparen, wir leben über unsere Verhältnisse,  
wir müssen alle den Gürtel enger schnallen …

Laut den am 24. Juni 2025 vorgelegten Eck-
werten für die kommende Haushaltsplanung 
soll der Verteidigungshaushalt von €51,95 
Mrd. (2024) über €62,4 Mrd. (2025), €82,7 
Mrd. (2026), €93,3 Mrd. (2027) auf €135,5 
Mrd. (2028) und schließlich €152,8 Mrd. 
(2029) ansteigen. Hinzu kommen aus dem 

Sondervermögen der Bundeswehr 24 Mrd. 
Euro (2025), 26 Mrd. Euro (2026) bzw. 27 
Mrd. Euro (2027). Darüber hinaus müssen 
weitere ebenfalls von der Schuldenbremse 
ausgenommene Posten berücksichtigt wer-
den: im Jahr 2029 für Zivil- und Bevölke-
rungsschutz (2,3 Mrd.), Nachrichtendienste 

(2,4 Mrd.), IT-Sicherheit (1,7 Mrd.) und Waf-
fenlieferungen insbesondere an die Ukraine 
(8,5 Mrd.). Dies soll sich auf 167,8 Mrd. Eu-
ro bzw. 3,5% des BIP summieren, zu denen 
noch die Gelder für militärische Infrastruktur-
ausgaben von 1,5% des BIP kommen dürf-
ten – zusammen also rund 240 Mrd. Euro!

Erklärung: 
In Dunkelblau der Rüstungshaushalt, in 
hellblau die geplanten Ausgaben aus dem 
Sondervermögen, in weiß weitere Kosten 
(NATO, Waffenlieferungen etc.)

Hinweis: 
Die Zahlen beziehen sich auf den Finanz-
plan 2025-2029 der Bundesregierung. 
Im kürzlich veröffentlichten Finanzplan 
2026-2030 sind die Zahlen sogar noch-
mal angehoben worden.

Quelle Text und Grafik: 
Informationsstelle Militarisierung, 
https://www.imi-online.de
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Es reicht! Schluss mit den Kürzungen im 
Bildungssystem – gute Bildung für alle!

Resolutionsentwurf Frankfurter Personalräte

KRISE IN DER BILDUNG

Marode Gebäude, zu wenig 
Personal, immer größere pädago-
gische Herausforderungen, vor 
allem an den Grundschulen ist 
schon heute ein großer Anteil 
des Personals nicht (fertig) aus-
gebildet – der Mangel ist Dauer-
zustand im Bildungssystem. Das 
ist nicht erst seit gestern so. 

Die Folgen: Immer schlech-
tere Grundkompetenzen beim 
Lesen und Schreiben, Dau-
erstress bei Beschäftigten und 
Schüler*innen, hoher Kranken-
stand, Unterrichtsausfall etc. Mit 
vielen Überlastungsanzeigen wur-
de dokumentiert, dass die aktu-
elle Situation nicht tragbar ist. 
Das Bildungssystem ist an der 

Grenze der Belastbarkeit, wo-
bei sie in vielen Bereichen bereits 
überschritten ist. 

Wir erleben eine massive Zu-
nahme an Bildungsungerechtig-
keit. In dieser Situation planen 
Bundes- und Landesregierung 
Kürzungen in Milliardenhöhe.

KRISE WIE IMMER – JETZT NOCH 
SCHLIMMER

Unerlässliche Unterstützungs-
leistungen wie Angebote der Kin-
der- und Jugendhilfe, Beratungs-
stellen, Erziehungshilfen und in-
dividuelle Teilhabeassistenzen 
sollen gestrichen werden. 

Unmittelbar betroffen sind 
Menschen mit Beeinträchtigun-
gen, die ohne individuelle As-

sistenz nicht mehr am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben 
können, und v.a. Alleinerzie-
hende, die ohnehin schon ar-
mutsgefährdet sind. 

Mit anderen Worten: Den-
jenigen, die am dringendsten 
Unterstützung brauchen, wird 
sie genommen. Zusätzlich wer-
den in Hessen den Gesamtschu-
len die Mittel für individuelle 
Förderung gestrichen, die För-
dermittel für Schulen mit ho-
hem Sozialindex gekürzt. 

Lehrkräfte sollen noch län-
ger arbeiten, die Ausbildung 
an Hochschulen und Studien-
seminaren wird zusammenge-
strichen, tausende Stellen im 
pädagogischen Bereich in Hes-
sen sind unbesetzt, bei den Ki-

Ist deine Schule schon dabei?
Wenn ja, sehr gut. Dann unbe-

dingt auch die Elternvertretungen 
und die SV informieren und eben-
falls um Unterzeichnung bitten. 

Wenn deine Schule noch nicht 
dabei ist, dann jetzt mit Hilfe des 
Personalrats der Schule eine kurze 
Personalversammlung organisieren 
und die Resolution abstimmen las-
sen – das geht auch in einer Mit-
tagspause. 

Die Personalversammlung ist 
in den Paragraphen 43 bis 46 des 
HPVG übersichtlich geregelt. Sie ist 
ein Recht der Beschäftigten. 

Im Gegensatz zu den Konfe-
renzen, die Schulleitungsmitglie-
der leiten, ist der oder die Vorsit-
zende des Personalrats leitet die 
Personalversammlung. Das heißt, 
Ort, Zeit, Häufigkeit und Themen 
werden vom Personalrat festgelegt.

JETZT BIST DU GEFRAGT! 

Personalratsschulungen

Gute Personalratsarbeit braucht 
fundierte Kenntnisse. Auch deshalb 
empfehlen wir die durch die Lehrkräf-
teakademie organisierten Personalräte-
lehrgänge - man findet sie, wenn man 
hier https://akkreditierung.hessen.de/
catalog in das Freitextfeld Personalrä-
te Süd (für Südhessen) eingibt und die 
anderen Felder leer lässt. 

Diese finden dann in Frankfurt 
statt. Die Grundschulungen I-IV sind 
thematisch unabhängig voneinander, 
man muss nicht II besucht haben, um 
III oder IV zu verstehen, man kann nach 
Interessensgebieten gehen. Hier die Ter-
mine für die Schulungen im kommen-
den Schuljahr: 
 
27./28. Aug.: 	 Grundschulung I
29./30. Sept.:	 Grundschulung II
02./03. Nov.:	 Grundschulung III
07./08. Dez.: 	 Grundschulung IV

Die GEW-Fraktion im Gesamtper-
sonalrat Schule bietet Anfang Septem-
ber eine Onlineschulung „Sprechstun-
de für PR direkt und sofort“ für Frank-
furter Personalräte an. 

Die nächste Präsenz-Schulung der 
GEW-Fraktion im Gesamtpersonal-
rat für Frankfurter Schulpersonalräte, 
die gemeinsam mit der lea-Bildungsge-
sellschaft organisiert wird, findet am 
26.11.2026 ganztägig in Frankfurt statt. 

Für beide Veranstaltungen wird in 
Kürze eingeladen werden.

Mitbestimmung bei Mehrarbeit und 
ihr Ausgleich

Nach §78 HPVG ist die Anord-
nung von Mehrarbeit mitbestimmungs-
pflichtig. Dies umfasst jede Form von 
Mehrarbeit, nur bei spontan anfallen-
der, nicht planbarer Mehrarbeit (bei-
spielsweise Vertretung in der Klasse 5c) 
kann das normale Mitbestimmungsver-
fahren (Antrag auf Zustimmung mit 2 
Wochen Frist zur Antwort) nicht an-
gewandt werden. Hier kann ein Per-
sonalrat aber durch Abschluss einer 
Dienstvereinbarung und monatlicher 
Vorlage der geleisteten Überstunden 
allerdings schauen, dass Belastungen 
ausgeglichen und Überlastungssitua-
tionen vermieden werden. In allen an-
deren Fällen gilt das vom Hessischen 
Personalvertretungsgesetz vorgesehe-
ne Verfahren für die Mitbestimmung, 
inklusive der rechtzeitigen und umfas-
senden Unterrichtung des Personalrats 
und der Möglichkeit, eine Maßnahme 
auch abzulehnen.

Insbesondere die Mehrarbeit an 
Wochenenden ist zeitnah auszuglei-
chen. Wir sind auch der Auffassung, 
dass sich dies organisatorisch umset-
zen lässt, wenn man es möchte. 

Es dringend notwendig, der Über-
lastung der Kolleg:innen durch Aus-
dehnung der Arbeitszeiten entgegen-
zuwirken. Die Mitbestimmung bei der 
Anordnung von Mehrarbeit ist dabei 
eine wichtige Möglichkeit – die natür-
lich nur wirkt, wenn dadurch unnötige 
Mehrarbeit vermieden und notwendi-
ge Mehrarbeit ausgeglichen wird. Da-
rüber hinaus erfordert dies neben dem 
Mitbestimmungsrecht bei der Anord-
nung auch die Erfassung der gesamten 
Arbeitszeit – dies ist für uns der not-
wendige nächste Schritt.

Eingruppierung von neu eingestellten 
Beschäftigten

Bisher werden im Angestelltenver-
hältnis neu eingestellte Kolleg:innen zu-
nächst in der untersten Gruppe eingrup-
piert, je nach Schulform EG 6 oder 7. 
Da die Prüfung der Einschätzung eines 
Abschlusses, insbesondere bei nichtdeut-
schen Studienabschlüssen, einige Zeit 
in Anspruch nehmen kann, verhandeln 
wir mit dem Staatlichen Schulamt da-
rüber, ob gerade auch bei Fällen, bei 
denen eine höhere Eingruppierung zu 
erwarten ist, auch eine höhere vorläu-
figer Gruppe festgelegt wird.

Dienst- und Klassenhandys 

Seit längerem thematisieren wir 
mit dem Staatlichen Schulamt die Pro-
blematik, dass es zunehmend Situatio-
nen gibt, in denen erwartet wird, dass 
Kolleg:innen ihre privaten mobilen End-
geräte (in der Regel Smartphones) zur 
Erledigung dienstlicher Angelegenheiten 
nutzen, wenn gerade kein Schultelefon 
in der Nähe ist – sei es auf Klassenfahr-
ten, Ausflügen, auf dem Sportplatz oder 
um bei Unterrichtsbeginn vom Klassen-
raum aus die Eltern nicht abgemelde-
ter SchülerInnen zu erreichen. Dies ist 
aus unserer Sicht – auch aufgrund der 
Menge und der Erwartungen – kein halt-
barer Zustand. Wir setzen uns auch in 
weiteren Gremien dafür ein, dass zu-
mindest (als Anfang) für jede Klasse/ 
Kurs ein Schul-/Diensthandy zur Ver-
fügung steht. Prinzipiell sind Staatliches 
Schulamt und auch Städtische Behör-
den (ABI) der Meinung, dass für die zu 
erledigenden Aufgaben nicht das priva-
te, sondern ein dienstliches Gerät be-
nutzt werden sollte. Allerdings bleibt 
die Frage, wer es anschaffen/ bezahlen 
sollte bisher nicht geklärt. Daran wer-
den wir weiter arbeiten, wobei uns be-
wusst ist, dass es sich hier mal wieder 
um ein dickes Brett handelt.

Betriebsärztliche Sprechstunden

Aus uns nicht nachvollziehbaren 
abrechnungstechnischen Gründen wur-
de die betriebsärztliche Sprechstun-

de gestrichen, die man auf unsere In-
itiative in Anspruch nehmen konnte, 
wenn man der Meinung war, dass ei-
nen die Arbeit krank macht, und man 
mit einem Betriebsarzt sprechen woll-
te, ohne dass die Abrechnung über die 
Schule geht. Auch das Staatliche Schul-
amt hatte von dieser Streichung keine 
Kenntnis und steht der Sprechstunde 
positiv gegenüber. Inzwischen konnte 
geklärt werden, wie die betriebsärztli-
che Sprechstunde stattfinden kann. Wir 
werden uns dafür einsetzen, dass dies 
möglichst bald wieder der Fall ist und 
werden über unsere Homepage über 
die nächsten Termine informieren, so-
bald diese bekannt sind.

UBUS-Koordinationsstellen

Die für 2021 im Tarifvertrag Hes-
sen verhandelten Koordinationsstellen 
für UBUS-Kräfte wurden nun endlich 
vom HMKB eingerichtet. Nachdem es 
nun 5 Jahre gedauert hat, sollen jetzt 
2 Stellen, die Beratung und Koordina-
tion der an vielen verschieden Schulen 
tätigen UBUS-Kräften leisten sollen, 
ausgeschrieben werden. Sowohl das 
Staatliche Schulamt als auch wir sind 
bemüht, dass die Ausschreibung und 
Besetzung dieser Stellen so schnell wie 
möglich erfolgt.

GE-Außenklassen in Frankfurt

Auch im kommenden Schuljahr 
wird die Schüler:innenzahl im Förder-
schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ 
weiter ansteigen. Aktuell wird von 10 
zusätzlichen Klassen in Frankfurt aus-
gegangen, für die es an den aktuell be-
stehenden Förderschulen bzw. Abtei-
lungen für diesen Förderschwerpunkt 
keine räumlichen Kapazitäten gibt. Es 
müssen also wieder sogenannte „GE-
Außenklassen“ gebildet und dafür zu-
sätzliche Standorte gefunden werden. 
Positiv sehen wir, dass unsere Kritik 
an der Situation der bisher gegründe-
ten „GE-Außenklassen“ insofern auf-
genommen wurde, dass jetzt wohl ein 
gemeinsamer neuer Standort für die 
neuen Klassen gefunden wurde und für 
die Bedürfnisse der Schüler:innen vor-
bereitet wird. Dies löst allerdings nicht 
die Probleme der aktuell bereits beste-
henden GE-Außenklassen, die Grund- 
und Förderschulen untergebracht sind 
und an denen diese Bedingungen nicht 
bestehen. Darüber hinaus stellt sich na-
türlich die Frage, woher die zusätzlich 
benötigten Förderschullehrkräfte und 
sozialpädagogischen Fachkräfte kom-
men sollen. Aktuell sprechen wir mit 
dem Staatlichen Schulamt darüber, wie 
alle „GE-Außenklassen“ unterstützt 
werden können und wie das notwen-
dige Personal gewonnen werden kann, 
ohne an anderen Stellen weitere Lücken 

Nachrichten aus dem Gesamtpersonalrat

zu erzeugen. Hier erwarten wir, dass es 
keine Personalmaßnahmen gegen den 
Willen betroffener Kolleg:innen geben 
wird. Auch die Frage, wie die „GE-Au-
ßenklassen“ zukünftig in der Sekundar-
stufe I fortgesetzt werden sollen, thema-
tisieren wir sowohl mit dem Schulträger 
als auch mit dem Staatlichen Schulamt. 

Entlastungen für Abschlussprüfungen

Wie jedes Jahr sind die Prüfungs-
zeiten an den weiterführenden Schu-
len eine Zeit der Be- und Überlastung, 
da gewaltige Arbeitsmengen innerhalb 
kürzester Zeiträume bewältigt wer-
den müssen. Wie jedes Jahr haben wir 
mit dem Staatlichen Schulamt sowohl 
über diese Belastungen gesprochen al-
so auch über Möglichkeiten wie diese 
in einem ertragbaren Rahmen gehalten 
werden kann, beispielsweise durch ei-
ne ausreichende Menge an Korrektur-
tagen. Wir sind der Auffassung, dass 
die fristgerechte und rechtssichere Kor-
rektur der Abschlussarbeiten nicht auf 
Kosten der Gesundheit der Lehrkräf-
te gehen darf. Wir setzen uns für eine 
objektive Berechnung der Anzahl der 
Korrekturtage aufgrund der Zahl der 
Korrekturen und dem zur Verfügung 
stehenden Korrekturzeitraum, so wie es 
beispielsweise in Niedersachsen durch 
einen Erlass geregelt wird. Dies müss-
te natürlich eine landesweite Regelung 
sein. Leider sind wir von einer solchen 
Lösung noch weit entfernt, immerhin 
führt unsere konsequente und jähr-
lich wiederkehrende Thematisierung 
zu einer Sensibilisierung für die The-
matik. Nach unserem Eindruck bewe-
gen sich viele Schulen in die Richtung, 
dass die Vergabe von Korrekturtagen 
erhöht wird. Dennoch bleiben wir an 
dem Thema dran, denn wir halten all-
gemeine Regelungen für deutlich bes-
ser, als dass Kolleg:innen individuell um 
Korrekturtage bitten müssen.

Befristet Beschäftigte – Sommerferien-
bezahlung, Urlaubsanspruch und LAK

Nachdem der Erlass zur Sommer-
ferienbezahlung noch im Jahr 2024 
noch einmal verbessert wurde, gibt 
es nur noch eine geringe Menge an 
Kolleg:innen, die keine Bezahlung der 
Sommerferien erhalten. Dies kann ei-
gentlich nur passieren, wenn der Ver-
tretungsvertrag vor den Sommerferien 
endet oder der Vertrag nach dem 1.2. 
geschlossen wurde und eine Anschluss-
beschäftigung unklar ist. Für diese Per-
sonen konnten wir durchsetzen, dass die 
(durch fehlende unterrichtsfreie Zeiten) 
nicht ausgleichbaren Urlaubsansprüche 
ausbezahlt werden. 

Auch sollte beachtet werden, dass 
auch befristet Beschäftigte Stunden für 
das Lebensarbeitszeitkonto einarbeiten. 

Da der reguläre Weg des Ausgleichs 
(Inanspruchnahme im Schuljahr vor 
dem Eintritt in den Ruhestand) in der 
Regel nicht möglich ist, soll der Aus-
gleich innerhalb des Beschäftigungs-
zeitraums erfolgen. Wenn der Vertrag 
kürzer als ein Schuljahr läuft, erfolgt 
der Ausgleich finanziell durch die Be-
zügestelle. Bei einem über das ganze 
Schuljahr laufenden Vertrag soll ein 
Zeitausgleich an der Schule erfolgen. 
Wir empfehlen, diesen am Anfang der 
Beschäftigung gemeinsam festzulegen, 
da ansonsten zumindest die Gefahr be-
steht, dass es in der Hektik des Schul-
jahres vergessen wird. Den Ausgleich 
in die unterrichtsfreie Zeit zu legen, ist 
unzulässig, da dies der Systematik der 
Inanspruchnahme des Lebensarbeits-
zeitkontos widerspricht.

Arbeitsschutzausschuss

Viermal im Jahr findet der Arbeits-
schutzausschuss statt. Bei diesem geht 
es um bauliche, lärm-, hygiene- und 
schadstofftechnische Gesundheitsge-
fährdungen sowie um weitere Fragen 
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
an Frankfurter Schulen. Teilnehmen-
de sind unter anderem die Stadt, das 
ABI, der MAS, die UKH, das Staatliche 
Schulamt und 2 Vertreterinnen des Ge-
samtpersonalrats. Die nächste Sitzung 
findet am 12.9.26 statt. Wie immer ha-
ben Personalräte die Möglichkeit, ih-
re Anliegen aus diesem Bereich in ei-
nem kurzen Bericht (ggf. durch Fotos 
ergänzt) an uns weiterzugeben, damit 
wir diese Anliegen in den Arbeitsschut-
zausschuss einbringen können.

Auswirkungen der Kürzungen an Frank-
furter Schulen

Nichts bewegt aktuell die Frankfur-
ter Schullandschaft mehr als die vielfäl-
tigen Kürzungen. Sei es die Kürzungen 
bei den Intensivklassen, die der Diffe-
renzierungsstunden an Integrierten Ge-
samtschulen, die Zusammenstreichung 
des Sozialindexes über alle Schulfor-
men hinweg, und als vorläufiger Ab-
schluss in diesem Schuljahr noch die 
Verschiebung der Altersermäßigungen 
nach hinten, was trotz angedachtem 
Bestandsschutz ebenfalls eine Kürzung 
darstellt. Da der Bestandschutz nicht für 
die Kolleg:innen, die in diesem Schul-
jahr 55 geworden sind, gilt, gibt es auch 
hier bereits im kommenden Schuljahr 
Betroffene. Von den Personalräten der 
Gesamtschulen wurde eine Resolution 
entwickelt, der sich auch der Gesamt-
personalrat Schule angeschlossen hat! 
Wir fordern alle Schulen auf, dies zu 
tun und der Überreichung der Resolu-
tionen am 17.6.26 um 14.00 Uhr am 
Staatlichen Schulamt Frankfurt teil-
zunehmen!

Informationen aus dem Hauptper-
sonalrat

Das Ministerium informiert über den 
Start eines Pilotprojekts zur datengestütz-
ten Schul- und Unterrichtsentwicklung an 
30 Schulen sowie die Einrichtung einer ent-
sprechenden Stabsstelle im Ministerium. 

Bezüglich des im November 2025 
novellierten Erlasses zur Unterrichtsbefrei-
ung für islamische Feiertage gab es in der 
Praxis zusätzlichen Klärungsbedarf für die 
Freistellung von Lehrkräften, da dieser Er-
lass ausschließlich die Befreiungsmöglich-
keit für Schülerinnen und Schüler regle. Das 
HMKB antwortet auf Nachfrage, dass die 
Möglichkeit eines Antrags auf Beurlaubung 
nach §16 HUrlVO bestehe und genehmigt 

werden könne, wenn dringende dienstli-
che Gründe dem nicht entgegenstehen.

Das HMKB informiert, dass der Funkti-
onsstellenbesetzungserlass im März-Amts-
blatt veröffentlicht und ab dem 01.04.2026 
gültig sein werde.

 
Richtlinien über das Lebensar-
beitszeitkonto (LAK) bei Lehr-
kräften und sozialpädagogischen 
Mitarbeiter:innen 

Eine finale Richtlinie befindet sich in 
den letzten Zügen. Der HPRS bringt wei-
tere Forderungen ein, etwa zur Klarheit 
bei den ausgenommenen Personengrup-
pen. Zugleich fordert der HPRS grundsätz-

lich, dass nicht ausgleichbare Arbeitszeit, 
finanziell vergütet wird, statt zu verfallen.

Der HPRS kritisiert außerdem die un-
terschiedliche Handhabung bei der Geneh-
migung der vorzeitigen Inanspruchnahme 
von LAK und verweist auf Transparenz 
und einheitliche Anwendung in der Praxis. 

Streichung des Zuschlags für Bin-
nendifferenzierung an integrierten 
Gesamtschulen sowie die des So-
zialindex im Zuge der mittlerweile 
beschlossenen Sparmaßnahmen von 
Seiten des HMKB

Die Streichung des Differenzierungs-
zuschlags an integrierten Gesamtschulen 
sowie die Kürzungen beim Sozialindex 

sind beschlossen und führen zu erheb-
lichen Stellenverlusten in zentralen För-
derbereichen.

Der HPRS bewertet dies als fach-
lich nicht überzeugend, da insbesonde-
re Schulen mit heterogenen Lerngruppen 
und in belasteten Lagen betroffen sind 
und bestehende Ungleichheiten voraus-
sichtlich zunehmen.

Zusätzliche Kürzungen bei Integ-
rativklassen bei gleichzeitig beibehalte-
nem erhöhtem Klassenteiler erscheinen 
widersprüchlich. Kritisch ist zudem die 
weiterhin fehlende Transparenz: Schulen 
konnten kurz vor den Osterferien noch 
immer nicht verlässlich abschätzen, in 
welchem Umfang sie konkret betroffen 
sein werden.

LIV-Einstellungen

Das Ministerium berichtet über vor-
läufige Bewerbungszahlen für den Vorbe-
reitungsdienst: Insgesamt gab es 1.446 
Bewerbungen, die meisten konnten ein 
Angebot erhalten, außer im Gymnasial-
bereich mit Engpässen in bestimmten Fä-
chern. Problematische Fälle ohne Angebot 
konnten bereits reduziert werden. 

Ein zentrales Thema ist der Fachkräfte-
mangel, besonders im beruflichen Bereich 
(sehr wenige Bewerbende) und in der För-
derpädagogik (z. B. Hören). Der HPRS be-
tont die Notwendigkeit, das Lehramt at-
traktiver zu machen und mehr Studieren-
de zu gewinnen, auch mit Blick auf kom-
mende Pensionierungen.

tas sollen Zuschüsse für die Be-
triebskosten gestrichen werden. 

Die Folgen dieser Politik wer-
den uns alle treffen.
 
KEIN NATURGESETZ

Die Begründung ist immer die 
gleiche: Es sei kein Geld da. 

Das Gegenteil ist wahr. An an-
deren Stellen wird sehr viel staatli-
ches Geld in die Hand genommen. 

Auf höhere Einnahmen wird 
verzichtet. 

Dieser Zustand ist kein Natur-
gesetz, sondern Folge politischer 
Entscheidungen. Statt Kürzungen 
braucht es jetzt Investitionen in Bil-
dung. Bildung ist kein Luxusgut, 
sondern ein Grundrecht.

Wir sagen: Es reicht! Schluss mit 
den Kürzungen im Bildungssystem –  
gute Bildung für alle!

	Rücknahme aller Kürzungs-
pläne der Landes- und Bundes-
regierung! Erfüllung der For-
derung aus den vergangenen 
Überlastungsanzeigen!

	Deutliche Erhöhung der Aus-
gaben für Bildung und Erzie-
hung auf bundes-, landes- und 
kommunaler Ebene!

	Ausbildungsoffensive und deut-
liche Verbesserung der Arbeits-
bedingungen, um mehr päda-
gogisches Personal (zurück-)
gewinnen zu können!

Wer solche biochemischen Prozesse live erleben darf, braucht wohl kein pädagogisches Personal mehr.Der Zustand der Schulen veranschaulicht die Politik der Landesregierung.
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Lothar Reininger, Erstunterzeichner des Aufrufs Gewerkschafter:innen für Kuba

Solidarität ist die DNA der Gewerkschaften

FLZ: Ihr habt einen Aufruf ge-
macht als Initiative Gewerkschaf-
terInnen für Kuba gemeinsam ge-
gen die US-Blockade. Warum?

Lothar Reininger: Weil die Si-
tuation auf Kuba dramatisch ist. 
Man muss sich einmal vorstel-
len, was in Deutschland los wä-
re, wenn es kein Benzin und kei-
nen Diesel mehr an den Tankstel-
len gäbe, wenn stundenlang der 
Strom ausfiele, wenn die Müll-
abfuhr nicht mehr käme, weil die 
Fahrzeuge keinen Treibstoff hät-
ten und der Müll deshalb liegen 
bliebe. Das ganze Leben auf Ku-
ba befindet sich gerade in einem 
völligen Ausnahmezustand.

Wir haben es deshalb als not-
wendig empfunden, als Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter 
in dieser Frage aktiv zu werden. 
Und wir merken auch an den Re-
aktionen, dass wir damit bei vie-
len Kolleginnen und Kollegen ei-
nen Nerv getroffen haben. Viele 
fühlen sich aus ganz unterschied-
lichen Gründen mit Kuba verbun-
den. Viele fühlen sich etwa wegen 
des vorbildlichen kubanischen Bil-
dungs- und Gesundheitssystems 
oder wegen anderer sozialer Er-
rungenschaften verbunden, die 
dort seit 1959 in einem Land der 
sogenannten Dritten Welt aufge-
baut worden sind. Nicht zuletzt 
geht es darum, dass Kuba seinen 
eigenen Weg geht und den müssen 
die Kubanerinnen und Kubaner 
selbst bestimmen. Die US-Politik 
stellt dieses Recht sehr unmittel-
bar in Frage. Deshalb haben wir 
uns verpflichtet gefühlt, hier ak-
tiv zu werden.

FLZ: Ihr habt explizit einen 
Aufruf von Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern gemacht. 
Hätte man das nicht auch brei-
ter machen können? 

Lothar Reininger: Wir haben 
uns bewusst entschieden, den Auf-
ruf aus einer gewerkschaftlichen 
Perspektive zu formulieren. Zum 
einen, weil wir selbst Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschaf-
ter sind und aus diesem Zusam-
menhang kommen. Zum ande-
ren aber auch, weil wir glauben, 
dass internationale Solidarität im-
mer ein zentraler Bestandteil ge-
werkschaftlicher Arbeit war und 
sein sollte.

Und es geht dabei ganz kon-
kret auch um die Situation in den 
Betrieben und an den Arbeitsplät-
zen. An vielen Stellen liegt die Pro-
duktion still oder kann nur ein-
geschränkt laufen, weil aufgrund 
der US-Blockade Material fehlt, 
Energie fehlt, Fertigungsteile feh-
len oder wichtige Bauteile nicht 
geliefert werden können. Die Blo-
ckade trifft eben nicht abstrakt 
einen Staat, sondern ganz kon-
kret die arbeitenden Menschen 
und ihren Alltag.

Es ist auch eine Frage der Ge-
rechtigkeit. Millionen Kubane-
rinnen und Kubanern geschieht 
gerade großes Unrecht durch die-
se Blockadepolitik. Wir wollen 
gegen dieses Unrecht etwas tun. 

Im Frankfurter Gewerkschaftshaus hat sich die Initiative 
„Gewerkschafter:innen für Kuba“ konstituiert. Der Frankfurter 
Lothar Reininger gehört zu den Erstunterzeichnern des Aufrufs. 
Die FLZ war mit ihm im Gespräch.

Gewerkschaften sind das Mittel 
derjenigen, die alleine schwach, 
aber gemeinsam, solidarisch und 
organisiert sehr mächtig sein kön-
nen. Es ist das gewerkschaftliche 
Grundprinzip der Solidarität, um 
das es hier geht. Das ist unsere 
DNA. Aus dieser Haltung heraus 
engagieren wir uns jetzt auch für 
Kuba. Und vielleicht ist es ja auch 
ein Anstoß für andere. Eine Initia-
tive religiöser Menschen für Kuba 
und gegen die US-Blockade ließe 
sich aus religiösem Humanismus 
und Nächstenliebe gut begründen. 
Ich würde mich darüber freuen.

FLZ: Die US-Blockade ge-
gen Kuba gibt es schon seit Jahr-
zehnten. Warum spitzt sich die Si-
tuation gerade jetzt so massiv zu?

Lothar Reininger: Trump wird 
ja oft eine gewisse Irrationalität 
oder Sprunghaftigkeit nachge-
sagt. Im Fall der US-Politik gegen-
über Kuba sehen wir allerdings ei-
ne sehr systematische, langfristig 
vorbereitete und geplante, völker-
rechtswidrige Politik zur Erdros-
selung jeglicher Tätigkeit auf der 
Karibikinsel. Eine besondere Rol-
le spielt dabei sicherlich Marco 
Rubio, der nie einen Hehl daraus 
gemacht hat, Kuba wieder voll-
ständig den Interessen der USA 
unterwerfen zu wollen.

Man muss sich dafür klarma-
chen, wie gezielt diese Blockade 
inzwischen angewendet wird. Un-
ternehmen auf der ganzen Welt, 
die mit Kuba Handel treiben, wer-
den mit Sanktionen bedroht oder 
bestraft. Ihnen droht beispielswei-
se der Ausschluss vom US-Markt. 
Banken werden unter Druck ge-
setzt oder wurden in der Vergan-
genheit tatsächlich bestraft, wenn 
sie Zahlungsverkehr mit Kuba ab-
gewickelt haben. Das bedeutet: 
Selbst wenn Kuba über die not-
wendigen Devisen verfügt und 
Waren bezahlen könnte, schei-
tert es oft daran, dass die Ab-
wicklung über das internationa-
le Finanzsystem blockiert oder 
massiv erschwert wird. Man sieht 
die Auswirkungen auch an kon-
kreten Beispielen. Nickel ist ne-
ben Medizinprodukten einer der 
wichtigsten Exportprodukte Ku-
bas. Ein kanadisches Unterneh-
men, das am Nickelabbau betei-
ligt war, hat seine Produktion ab-
rupt eingestellt – aus Angst vor 
US-Sanktionen. Der Tourismus, 
der für die Devisen so wichtig für 
Kuba ist, ist nahezu zum Erliegen 
gekommen, auch weil Fluggesell-
schaften Angst haben, kein Kero-
sin für den Rückflug bekommen 
zu können.

Ganz wesentlich geht es au-
ßerdem darum, Kuba von der En-
ergiezufuhr abzuschneiden. Öl- 
und Treibstofflieferungen werden 
gezielt, auch militärisch, verhin-
dert. Die Folgen: Krankenwagen 
sind nicht einsatzbereit, Medi-
kamente oder dringend benöti-
gte Ersatzteile können nicht ge-
liefert werden.

FLZ: Eure Initiative versucht 
genau dort anzusetzen und einen 

Beitrag zur Lösung des Energie-
problems auf Kuba zu leisten. Wie 
sieht das konkret aus?

Lothar Reininger: Der Ausbau 
von Solarenergie ist die einfachste 
und schnellste Möglichkeit, um 
Abhilfe zu schaffen. Wir haben in 
der Vergangenheit bereits gemein-
sam mit dem gemeinnützigen Ver-
ein Netzwerk InterRed Coopera-
tion e. V. aus Frankfurt am Main 
Solaranlagen in Kuba installiert. 
Dabei wurde eine Solarfläche auf-
gebaut, die 250 Balkonkraftwer-
ken entspricht, die aufgrund der 
klimatischen Bedingungen auf Ku-
ba eine deutlich höhere Leistung 
erzielen – ungefähr das Andert-
halbfache dessen, was sie etwa in 
Frankfurt leisten würden.

Wir sind inzwischen aber noch 
einen Schritt weiter gegangen und 
haben auch Betriebe und Unter-
nehmen mit größeren Solaranla-
gen beziehungsweise Solarparks 
ausgestattet. Insbesondere das Un-
ternehmen BioPharma, das bei der 
Entwicklung der kubanischen Co-
vid-Impfstoffe eine zentrale Rolle 
gespielt hat, konnten wir bereits 
unterstützen.

Das wollen wir nun deutlich 
weiter ausbauen, weil wir glau-
ben, dass auf diesem Weg ein Bei-
trag zur Lösung des Energiepro-
blems auf Kuba geleistet werden 
kann – und zwar auf ökologische 
Weise. Gleichzeitig umgehen sol-
che Projekte teilweise die Auswir-
kungen der Blockade und ermög-
lichen es, dass Kliniken, Kranken-
häuser, Betriebe und andere Ein-
richtungen wieder zuverlässiger 
arbeiten können. Dafür brauchen 
wir Unterstützung – vor allem in 
Form von Spenden.

FLZ: Die jüngste Entwick-
lung war nun die Anklage gegen 
Raúl Castro. Wie schätzt du die-
sen Schritt ein?

Lothar Reininger: Das ist na-
türlich eine erneute Eskalation der 
USA gegenüber Kuba. Der US-Ju-
stizminister Todd Blanche hat ja 
sogar erklärt, Raúl Castro solle für 
einen Prozess in die USA kommen 
– freiwillig oder auf andere Weise. 
Das ist eine sehr deutliche Dro-
hung und aus unserer Sicht auch 
eine klare Anspielung auf frühere 
völkerrechtswidrige Vorgehens-
weisen der USA gegenüber an-
deren Staaten, z.B. in Venezuela.

Die USA versuchen mit die-
ser Anklage offensichtlich auch, 
politisch mit dem Mythos Castro 
aufzuräumen. Hier wird versucht, 
symbolisch Druck auf Kuba ins-
gesamt auszuüben. Man muss be-
fürchten, dass damit weitere Eska-
lationsschritte vorbereitet werden. 
Im Raum steht letztlich sogar die 
Möglichkeit, Raúl Castro außer-
halb regulärer rechtlicher Verfah-
ren und gegen den Willen Kubas 
festzusetzen oder aus dem Land 
zu bringen. Das wäre selbstver-
ständlich völlig illegitim und ein 
weiterer schwerer Verstoß gegen 
das Völkerrecht.

Die Initiative „Gewerkschafter:innen für Kuba“ ist bundes-
weit organsiert und will in Zusammenarbeit mit dem gemein-
nützigen Verein Netzwerk InterRed Cooperación e.V., Frank-
furt a.M., (www.InterRed-org.de) die Installation von Solar-
anlagen auf Dächern öffentlicher Einrichtungen und Betrie-
ben unmittelbar fördern. 

Spenden auf das Konto:
Netzwerk InterRed Cooperación e.V.
STICHWORT: Gewerkschaften
Bank für Sozialwirtschaft
DE15 3702 0500 0007 6002 00

InterRed e.V. hat in den letzten 
Jahren schon erfolgreich Solar-
anlagen für kubanische Betriebe 
im Medizinsektor organisiert 
und mit kubanischen 
Partnern erfolgreich 
umgesetzt. 

Die Erfolge sind nach-
weisbar. Diese Praxis 
erleichtert die Um-
setzung von weiteren 
spendenfinanzierten 
Projekten auch jetzt! 

Jede persönliche 
Spende ist steuerlich 
absetzbar.

Spenden-Infos:

Sparmaßnahmen im Bildungs-
bereich sind mittlerweile ein Dau-
erbrenner. Als junge GEW ha-
ben wir in dieser Hinsicht vor al-
lem den universitären Bereich im 
Blick, wo viele von uns direkt be-
troffen sind. Wir spüren zuneh-
mend, dass das Studium nicht für 
unser Leben, nicht für unsere Be-
dürfnisse gestaltet ist. Stattdessen 
treten ökonomische Interessen in 
den Vordergrund, die den Weg hin 
zu international wettbewerbsfähi-
ger „Exzellenz“  bereiten sollen. 
Diesem Plan fallen nicht nur Stu-
diengänge zum Opfer, die sich für 
die Universität vermeintlich nicht 
mehr „auszahlen“, sondern auch 
die Rahmenbedingungen für ein 
gleichberechtigtes Studium ver-
schlechtern sich. 

Die Entwicklungen an der 
Universität stehen exemplarisch 
für einen bundesweiten Trend, bei 
dem politische und wirtschaftli-
che Akteure zunehmend zentrale 
sozialstaatliche Errungenschaften 
und Formen kollektiver Selbstor-
ganisation infrage stellen. Zent-
rale Pfeiler, die uns vor Überar-
beitung, Krankheit und Entmün-
digung schützen, wie der 8-Stun-
den-Tag, werden immer weiter 
delegitimiert. Parallel dazu soll 
uns auch im Studium Mehrar-
beit durch die Kürzung finanzi-
eller Mittel im Bildungsbereich 
aufgezwungen werden. Dies wird 
besonders deutlich in der neuen 

Rahmenordnung, die derzeit an 
der Goethe-Universität erarbei-
tet wird. Durch die Hintertür soll 
eine Maximalstudienzeit einge-
führt werden, wie sich aus § 35 
des Entwurfs herauslesen lässt. 
Den Fachbereichen soll in Zu-
kunft die Möglichkeit eingeräumt 
werden, Studierende, welche die 
Regelstudienzeit überschreiten, 
zu Beratungsgesprächen einzula-
den. Bei Nichterfüllung der Auf-
lagen droht sogar der Verlust des 
Prüfungsanspruchs – dies wür-
de einer Zwangsexmatrikulation 
gleichkommen. Dieses Vorhaben 
lehnen wir als junge GEW ent-
schieden ab! 

Denn: Die sogenannte „Re-
gelstudienzeit“, von 6 Semestern 
im Bachelor und 4 Semestern im 
Master, ist definitiv nicht die Re-
gel. Im Prüfungsjahr 2024 schlos-
sen lediglich 30 Prozent der Stu-
dierenden ihr Studium in Hessen 
innerhalb der Regelstudienzeit ab 
(Hessisches Statistisches Landes-
amt, 2025) – wie soll bei so ei-
nem hohen Anteil eine sinnvol-
le Beratung stattfinden, für alle 
Studierenden, die vermeintlich 
„hinterherhängen“? Grundlegen-
der lässt sich auch die „Regelstu-
dienzeit” als solche kritisieren. 
Kritische Bildung braucht Raum 
und Zeit - losgelöst von Arbeits-
marktanforderungen und Leis-
tungsdruck. Die gegenwärtigen 
Argumente für eine verschärf-

„Das Studium ist nicht für unsere Bedürfnisse gemacht“

te Umsetzung der Regelstudien-
zeit verfolgen das Ziel, die Ver-
antwortung auf uns abzuwälzen. 
Nicht wir Studierende scheitern 
an der Selbstorganisation, nein, 
es sind die strukturellen Bedin-
gungen wie die durch überhöhte 
Mieten und überproportionale 
Preissteigerungen aufgezwunge-
ne Mehrarbeit in Nebenjobs, die 
ein Studium massiv erschweren. 
Wir lassen uns daher nicht vorgau-
keln, dass noch mehr Leistungs-
druck die sinnvolle Antwort auf 
diese Probleme ist. Diese Subjek-
tivierung ist auch in ihren Konse-
quenzen besonders perfide: Wir 
lernen, uns selbst zu beobachten, 
zu optimieren, zu disziplinieren – 
um im System zu funktionieren.

Die ständige Jagd nach Credit-
Points im Studium, kombiniert mit 
Lohnarbeit, Pflege von Angehö-
rigen, psychischer Belastung und 
vielen weiteren individuellen He-
rausforderungen, führt zu abneh-
mender Solidarität und schwin-
dender Partizipationsbereitschaft 
unter Studierenden. Es ist keine 
Überraschung, woher diese Hal-
tung kommt, denn ohne substan-
zielle Gestaltungsräume sind die 
Möglichkeiten der Einflussnahme 
begrenzt. Zwar wurden Angebote 
zur Mitbestimmung bei der neu-
en Rahmenordnung in Form von 
Workshops bereitgestellt – doch 
inwiefern die studentischen Bei-
träge in den Entwurf eingearbei-

Ein Lagebericht aus der Goethe-Universität 

Stellungnahme der EI (Education International)

tet wurden, bleibt intransparent. 
Zudem werden die 41.000 Stu-
dierenden der Goethe-Universi-
tät von nur zwei studentischen 
Senatsmitgliedern vertreten. Die-
se Rechnung geht nicht auf. Um 
dem studentischen Interesse mehr 
Gewicht zu verleihen, bedarf es 
mehr studentische Vertreter:innen 
im Senat mit Stimmrecht sowie 
transparente Prozesse und direkte 
Teilhabe bei den Entscheidungen 
zur Ausgestaltung richtungsgeben-
der Dokumente wie der Rahme-
nordnung. Eine undurchsichtige 
Flut an Gremien, in denen ledig-
lich Vorschläge unterbreitet wer-
den sollen, kann wirkliche Teil-
habe nicht ersetzen, sondern nur 
kaschieren. 

Parallel dazu fällt es einer 
Vielzahl an Studierenden schwer, 
ihr Studium überhaupt zu finan-
zieren. Die Zahlen zum Armuts-
risiko von Studierenden schockie-
ren leider kaum noch, da die pre-
käre Lage längst Normalität ge-
worden ist. Doch das muss nicht 
so bleiben. Wir fordern daher ein 
elternunabhängiges BAföG, das 
unkompliziert beantragt und zu-
verlässig ausgezahlt wird. Zudem 
muss der BAföG-Satz den Umstän-
den angemessen sein, um sich das 
Studium leisten zu können. Die 
aktuelle Mietkostenpauschale von 
380 Euro reicht bei den aktuel-
len Mietpreisen in Frankfurt de-
finitiv nicht aus! 

D ie  ak tue l l e  Kampagne 
#BAföGBesserMachen des DGB 
prangert genau diese Missstän-
de an. Als junge GEW unterstüt-
zen wir die Kampagne und ste-
hen hinter der Forderung nach 
einer bedarfsgerechten BAföG-
Reform. Es bleibt unklar, war-
um Abgeordnetendiäten auto-
matisch an die Einkommensent-
wicklung angepasst werden – bei 
BAföG aber nicht. Die aktuellen 
Sätze sind jetzt schon zu niedrig 
und werden sogar vom Bundes-
verfassungsgericht geprüft - und 
wir warten seit zwei Jahren auf 
die 29. Bafög-Reform. Die Träg-
heit der Bundesregierung, die be-
nötigte Reform auf den Weg zu 
bringen, erweckt den Eindruck, 
dass das Wohlbefinden der jungen 
Menschen von niedriger Priorität 
ist. Es zeigt sich also: es gibt vie-
le Baustellen, aber auch konkre-
te Stellschrauben, um das Studi-
um rund um die Bedürfnisse von 
uns Studierenden zu gestalten. Am 
17. Juni 2026 findet ein bundes-
weite Aktionstag gegen die Kür-
zungen im Bildungsbereich statt. 
Auch an der Goethe-Universität 
werden wir Präsenz zeigen. Un-
ser Ziel: Mehr Menschen klarma-
chen, dass diese Lage nicht festge-
schrieben ist, sondern gemeinsam 
verändert werden kann! 

Von Maja Dunkel 
für die junge GEW Frankfurt 

Rund 25.000 Lehrkräfte de-
monstrierten am 16. Mai in Lis-
sabon bei einer großen landeswei-
ten Kundgebung, die von der Mit-
gliedsorganisation der Bildungs-
internationale (Education Inter-
national), FENPROF, organisiert 
wurde. Pädagogische Fachkräfte 
aus dem ganzen Land kamen zu-
sammen, um eine klare Botschaft 
zu senden: „Wir sind Lehrkräfte. 
Wir gestalten die Zukunft. Wir 
fordern Anerkennung – JETZT!“

Der Protest spiegelte die wach-
sende Unzufriedenheit über die Art 
und Weise wider, wie die Überar-
beitung des Statuts des Lehrberufs 
durchgeführt wird. Nach Ansicht 
von FENPROF bietet dieser Prozess 
eine wichtige Gelegenheit, den Sta-
tus des Berufs aufzuwerten und dem 
sich verschärfenden Lehrkräfte- 
mangel entgegenzuwirken. Die Re-

gierung versäume es jedoch, die 
notwendigen Schritte einzuleiten.

Die Lehrkräfte kritisierten das 
Fehlen konkreter Maßnahmen des 
Bildungsministeriums und der Re-
gierung zur Lösung der schwerwie-
genden Probleme, mit denen der 
Berufsstand konfrontiert ist. Dazu 
gehören die Entwertung der beruf-
lichen Laufbahn, eine übermäßige 
Arbeitsbelastung, unsichere Be-
schäftigungsverhältnisse, Schwie-
rigkeiten beim Zugang zur Rente 
sowie das Fehlen von Maßnahmen, 
die junge Menschen für den Lehr-
beruf gewinnen sollen.

Während der Demonstration 
forderten die Lehrkräfte eine Po-
litik, die dem Beruf die Anerken-
nung und den Respekt verschafft, 
die er verdient. Sie verlangten gu-
te Arbeitsbedingungen sowie eine 
Überarbeitung der Laufbahnstruk-

tur, die die Arbeit von Pädagogin-
nen und Pädagogen angemessen 
würdigt und Fachkräfte im Schul-
system hält. Gleichzeitig bekräftig-
ten sie ihr Engagement für die öf-
fentliche Bildung als grundlegende 
Säule von Demokratie, Chancen-
gleichheit und gesellschaftlichem 
Zusammenhalt.

Die Teilnehmenden sagten zu-
dem ihre aktive Unterstützung für 
den Generalstreik am 3. Juni zu, 
der sich gegen die Arbeitsrechts-
reform richtet, die die Regierung 
trotz des starken Widerstands der 
Beschäftigten weiter vorantreibt.

Die Demonstration war ein 
eindrucksvoller Ausdruck der Ge-
schlossenheit und Entschlossen-
heit der portugiesischen Bildungs-
beschäftigten im Kampf für ihre 
Rechte und für die Zukunft der 
öffentlichen Bildung.

Portugal: 25.000 Lehrkräfte gehen auf die Straße und 
fordern Respekt sowie gute Arbeitsbedingungen

Wir sind Lehrkräfte. Wir gestalten die Zukunft. Wir fordern Anerkennung – JETZT! ©EI

Der heutige Tag markiert einen histo-
rischen Sieg für Arbeitnehmer:innen welt-
weit – und für Bildungsgewerkschaften 
auf der ganzen Welt. Die Bestätigung [des 
Internationalen Gerichtshofs der Vereinten 
Nationen in Den Haag; Anm. d. FLZ], dass 
das Streikrecht durch das Übereinkommen 
Nr. 87 der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO) geschützt ist, bekräftigt das, 
was Bildungsgewerkschaften und die Bil-
dungsinternationale (Education Interna-
tional) seit Langem verteidigen: Vereini-
gungsfreiheit ist bedeutungslos ohne die 
Möglichkeit, kollektiv zu handeln – ohne 
das Recht zu streiken.

Education International stand an 
vorderster Front der Bemühungen, das 
Streikrecht zu verteidigen und weiterzu-
entwickeln. Von den Klassenzimmern über 
die Hauptstädte der Staaten bis hin zur 
International Labour Organization (ILO) 
selbst haben Bildungsgewerkschaften 
immer wieder deutlich gemacht, dass 
die Freiheit zu kollektivem Handeln un-
verzichtbar ist, um eine qualitativ hoch-
wertige öffentliche Bildung, gute Arbeits-
bedingungen und die Würde des Berufs-
standes zu schützen.

Diese Entscheidung bestätigt nicht 
nur juristische Argumente, sondern auch 
die täglichen Kämpfe von Lehrkräften und 
Beschäftigten im Bildungswesen, die sich 
organisieren, mobilisieren und – wenn 
nötig – streiken, um ihre Schüler:innen, 
ihren Beruf und ihre Gemeinschaften zu 
verteidigen.

In einer Zeit, in der Lehrkräfte und 
Beschäftigte im Bildungsbereich mit

	 chronischer Unterfinanzierung,
	 zunehmender Privatisierung,
	 belastenden Arbeitsbedingungen
	 und wachsenden Angriffen auf Gewerk- 

	 schaftsrechte

konfrontiert sind, stärkt diese Entschei-
dung unsere gemeinsame Handlungs-
fähigkeit und Entschlossenheit, Wider-
stand zu leisten und gerechte, inklusive 
und ausreichend finanzierte öffentliche 
Bildungssysteme aufzubauen.

Education International und ihre Mit-
gliedsorganisationen begrüßen diese Ent-
scheidung als Bestätigung des Aufsichts-
systems der ILO und des Multilateralis-
mus sowie als starkes Signal dafür, dass 
die Stimmen der Beschäftigten nicht zum 
Schweigen gebracht werden können.

Nun liegt die Verantwortung bei den 
Regierungen. Wir fordern alle Mitglied-
staaten der ILO auf:

	diese Entscheidung vollständig zu respek- 
	 tieren und umzusetzen,

	ungerechtfertigte Einschränkungen des  
	 Streikrechts abzuschaffen,

	einen echten und von gutem Willen getra- 
	 genen sozialen Dialog mit den Bildungsge- 
	 werkschaften zu führen.

Für Education International und ihre 
Mitglieder ist das Streikrecht nicht nur ein 
Grundsatz – es ist ein Instrument zur Ver-
teidigung der öffentlichen Bildung und der 
sozialen Gerechtigkeit weltweit.

* Die Gewerkschaften der Bildungs-
internationale vertreten weltweit mehr als 
dreißig Millionen Lehrkräfte und ande-
re Beschäftigte im Bildungswesen - von 
der frühkindlichen über die schulische 
und berufliche Bildung, der Erwachse-
nen- und Weiterbildung bis hin zur Uni-
versität. Die GEW ist Mitglied in der Bil-
dungsinternationale.

Ein historischer Sieg für Arbeitnehmer:innen –  
und für Bildungsgewerkschaften weltweit

Stellungnahme der Bildungsinternationale*, vom 21.05.2026
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Der Innenminister des Lan-
des Hessen, Roman Poseck, hat 
in Wiesbaden bei einem Ge-
spräch mit Gewerkschaften und 
Interessenverbänden einen Be-
soldungsgesetzentwurf vorge-
stellt. Ziel des geplanten Ge-
setzes ist es, die hessische Be-
soldung verfassungskonform 
auszugestalten. Die rechtliche 
Grundlage dafür bietet vor al-
lem ein jüngeres Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zur Ber-
liner Besoldung vom 17. Sep-
tember 2025. 

Der Gesetzentwurf bein-
haltet insbesondere folgende 
Punkte:

Die zeit- und systemge-
rechte Übertragung des Tarif-
ergebnisses der Tarifrunde Hes-
sen auf die Beamt:innen und 
Versorgungsempfänger:innen. 
Zum 1. Juli 2026 steigen die 
Grundgehaltstabellen um 3,02 
Prozent, mindestens 110 Euro 
monatlich. Und zum 1. Okto-
ber 2027 steigen sie um weite-
re 2,8 Prozent.

	 Die Familienzuschläge für das  
	 1. und 2. Kind sollen um 87  
	 Euro angehoben werden.

	 In der Besoldungsordnung A  
	 fällt die Stufe 1 der Tabelle weg.

Über diese Punkte hinaus 
gibt es keine Veränderungen an 
der Grundtabelle. Das Innenmi-
nisterium hält die Amtsangemes-
senheit der neuen Besoldungs-
tabellen dennoch für gegeben, 
weil das alimentationsrechtliche 
„Alleinverdienermodell“ durch 
ein sog. „Familieneinkommens-
modell“ ersetzt wird. 

Hessen weist unter den west-
deutschen Bundesländern den 
höchsten Lehrkräftemangel auf. 
Die GEW Hessen fordert die Lan-
desregierung auf, die vorgesehe-
nen Verschlechterungen bei der 
Lehrkräfteausbildung zurück-
zunehmen.

Der Lehrkräftemangel in Hes-
sen ist unter den westdeutschen 
Bundesländern am größten. Ledig-
lich die ostdeutschen Bundeslän-
der (einschließlich Berlin) schnei-
den schlechter ab. Dies ergibt sich 
aus Zahlen des Statistischen Bun-
desamtes. 

So unterrichten an al len 
Schulen in Hessen im Schuljahr 
2024/25 rund 9.720 Lehrkräfte, 
die über keine (anerkannte) Lehr-
amtsprüfung beziehungsweise eine  

Das verändert die Berech-
nung des relevanten Einkom-
mens durchgreifend, denn es 
wird ein fiktives Einkommen ei-
nes zweiten erwachsenen Haus-
haltsmitglieds angenommen und 
zum Familieneinkommen ge-
zählt. Hier folgt Hessen den Be-
soldungsgesetzen bzw. Besol-
dungsgesetzentwürfen des Bun-
des und anderer Bundesländer.

Die rechtliche Zulässigkeit 
dieses Modells und seiner Be-
rechnungsgrundlagen sind zwei-
felhaft. Das BVerfG hatte sich im 
September 2025 zu dieser Mög-
lichkeit nicht geäußert. 

Es hatte lediglich darauf 
verwiesen, dass die „vierköpfi-
ge Familie“ kein hergebrachter 
Grundsatz des Berufsbeamten-
tums darstellt, sondern dass es 
sich um eine bloße Bezugsgröße 
handelt. Es stehe dem Gesetzge-
ber unter bestimmten Bedingun-
gen gegebenenfalls frei, diesbe-
züglich konzeptionelle Änderun-
gen vorzunehmen. Die DGB-Ge-
werkschaften werden das vor-
gelegte Konzept genau prüfen.

Der Besoldungsgesetzent-
wurf soll bereits am Dienstag, 
den 19. Mai 2026, in erster Le-
sung im Hessischen Landtag be-
handelt werden. 

Zur Frage, wie mit den Wi-
dersprüchen der Kolleg:innen aus 
den letzten Jahren umgegangen 
wird, hat sich der Minister nicht 
konkret geäußert. Nach Verab-
schiedung des Gesetzes soll die-
ses Problem „anschließend“ ange-
gangen werden. Zum Zeitpunkt 
einer möglichen Lösung dieser 
Problematik blieb das Innenmi-
nisterium unbestimmt.

GEW Hessen

DDR-Lehrkräftequalifikation ver-
fügen. 

Das entspricht 13,9 Prozent 
aller Lehrkräfte. In Deutschland 
insgesamt liegt der Anteil mit 12 
Prozent rund 2 Prozent niedriger.

Auch wenn ausschließlich die 
allgemeinbildenden Schulen zu-
grunde gelegt werden, liegt Hes-
sen mit einem Anteilswert von 
13,7 Prozent der Lehrkräfte ohne 
Lehramtsprüfung vor allen ande-
ren westdeutschen Bundesländern. 
Lediglich bei den berufsbildenden 
Schulen fallen die Anteilswerte bei 
zwei westdeutschen Bundesländern 
höher aus.

Der hessische GEW-Vorsitzen-
de Thilo Hartmann forderte Kul-
tusminister Schwarz auf, das Pro-
blem des Lehrkräftemangels nicht 
länger herunterzuspielen. Gera-

de angesichts der hohen Zahl an 
fehlenden Lehrkräften in Hessen 
müsse die Verschlechterungen bei 
der Lehrkräfteausbildung gestoppt 
werden: 

„Es ist vollkommen kontrapro-
duktiv, wenn Hessen als das Bun-
desland mit dem höchsten Lehr-
kräftemangel in Westdeutschland 
an der Lehrkräfteausbildung spart. 
Die vorgesehenen Sparmaßnahmen 
bei der Betreuung und der Ausbil-
dungszeit werden zu einem höhe-
ren Leistungsdruck für angehende 
Lehrkräfte führen. 

Dies droht die Zahl der Aus-
bildungsabbrüche zu erhöhen. Das 
Kultusministerium sollte die schon 
jetzt schlechten Ausbildungsbedin-
gungen verbessern, anstatt sie noch 
weiter zu verschlechtern!“

„Hessen vorn" – GEW Hessen fordert mehr Investitionen in die Lehrkräfteausbildung  

Größter Lehrkräftemangel unter den 
westdeutschen Bundesländern!

Volles Haus bei der Jubiliarfeier der GEW Feierlich wurde geehrt

Amtsangemessene Alimentation: 
Endlich Bewegung
Innenminister Poseck legt Sparmodell vor

Große Jubilarsfeier der GEW Frankfurt im Gewerkschaftshaus

Fotos wenn nicht anders angegeben: FLZ

Der Bezugspreis ist durch den Mitglieds- 
beitrag abgegolten.
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